VÖLKERRECHT
Wichtig: Lösungsblöcke, Schlagwörter können 

              Völkerrecht wichtig! 30Punkte in 30 Min. ( wenig Zeit!
              4 Fragen, je bis zu 10 Punkte

              Schlagwörter/Fachbegriffe IMMER DEFINIEREN!!

              Satzung der Vereinten Nationen –lesen!

1.meistens leichte Theoriefrage, fixe 7 Punkte, wenn Skript gelernt, 
2.längere theoriefrage, 3.theorie+fall+verständnis, 4.fall

· Satzung der VN: 26.6.1945 durch 51 Gründungsmitglieder in San Francisco unterzeichnet. ( 24.10.1945 in Kraft getreten ( Beitritt Österreichs am 14.12.1955, 192 Mitgliedstaaten

· „Gemeinschaft“ ( „UNION“

I. GRUNDLAGEN & BESONDERHEITEN 

A. Definition
!!!
VR=Rechtliche Normen, welche die Beziehungen zwischen Völkerrechtssubjekten regeln und nicht dem innerstaatlichen Recht eines dieser Subjekte angehören. 
( horizontale Wirkung zwischen den Völkerrechtssubjekten ( kein vertikaler Stufenbau (abgesehen vom ius cogens), horizontales Rechtssystem WEIL wichtigste VRSubjekte sind nach wie vor souveräne Staaten sind ( Koordinationssystem statt Subordinationssystem 

( Recht wird von den VRsubjekten selbst geschaffen, da ein zentraler Gesetzgeber fehlt  Fehlen zentraler Organe zur Rechtsetzung, Rechtsprechung & Vollziehung

Das Völkerrecht lässt sich unter verschiedenen Gesichtspunkten betrachten:

1. Die Definition nach den rechtlichen Sanktionen lässt dahingehend eine Unterscheidung zum innerstaatlichen Recht zu, als dass es beim Völkerrecht keine übergeordnete Sanktionsinstanz gibt. Die Völkerrechtssubjekte sind vielmehr auf Selbsthilfe (Gegenmaßnahme, früher Repressalie, Retorsion) angewiesen. + DEF Gegenmaßnahme! + Voraussetzungen (proportional, ius cogens, Retorsionen erwähnen!) 

2. Unterscheidet man nach Rechtsquellen zeigt sich, dass im Völkerrecht ein zentrales Rechtsetzungsorgan fehlt; die Völkerrechte schaffen vielmehr untereinander ihr eigenes Recht. („klassischer“ Katalog in Art 38 IGH Statut (=unvollständig) aufzählen: Vertr, VGewR, ARG, Judikatur, Doktrin) + Beschlüsse von IOs und einseitige Rechtsgeschäfte
3. Die Völkerrechtssubjekte sind die „Parteien“ im Völkerrecht. Traditionell fielen darunter ausschließlich die souveränen Staaten, heute umfasst dieser Begriff auch IOs sowie transnationale Wirtschaftsunternehmen („Multis“) und nichtstaatliche Organisationen NGOs. Herausragend ist, dass (nach traditionellem Verständnis) das einzelne Individuum kein Völkerrechtssubjekt ist. Paradigmenwechsel durch Anerkennung des Einzelmenschen nach dem 2.WK durch die Verankerung der Menschenrechte. 
+ strafrechtliche Verantwortlichkeit des Individuums insb durch die Errichtung des ICC erst jüngst begründet.

4. Definition nach Anwendungsbereich

Anwendungsbereich: international relevante Normen, die kein VR sind: 

· internes Recht der internationalen Organisationen

· Unionsrecht (Rechtsordnung SUI GENERIS)
· staatliches Recht 
( Kollisionsrecht (int. Privat-, Straf-, Prozessrecht) ist auf Tatbestände mit Anknüpfungspunkten mit mehr als einem Staat anzuwenden. Kollisionsrecht bestimmt, welches Recht von welchem beteiligten Staat anzuwenden ist. 
( wird durch die Vereinheitlichung in multilateralen völkerrechtl. Verträgen immer stärker im VR verankert 
B. Staatliche SOUVERÄNITÄT 
DEF: Im Innenverhältnis hat der Staat Autonomie + höchste Befehlsgewalt. 

Im Außenverhältnis: Unabhängigkeit und Gleichheit gegenüber anderen Staaten. 

( Grundsatz: „ein Staat – eine Stimme“ 

Ausnahmen: VETORECHT der ständigen Mitglieder im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und gewichtetes Stimmrecht bei Finanzorganisationen zB Weltbank oder IWF (=Internationaler Währungsfond) ( Grundsatz: wer mehr einzahlt, hat mehr Stimmen

( Realität zunehmende Abhängigkeit der Staaten voneinander + Ungleichheit (zB USA gegen Liechtenstein)
· relative Souveränität: die Staaten sind nur dem Völkerrecht untergeordnet (heute!)
· absolute Souveränität (nach Hegel im 2.WK): Völkerrecht ist „äußeres Staatsrecht“, einseitiges Lösen ist möglich, Staaten sind dem VR nicht unterworfen
( politische Wirklichkeit: 

völkerrechtl. Definition von Souveränität widerspricht der Realität von int. Bez.: nicht Unabhängigkeit, sondern zunehmende Abhängigkeit der Staaten voneinander (Energieversorgung bis Seuchenbekämpfung). 
+ starke Ungleichheit zwischen „Supermacht“ USA und „Mikrostaate“ in Europa zB Liechtenstein ( „ein Staat – eine Stimme“ verzerrt diese Wirklichkeit, führt zu unbefriedigenden Lösungen. 
Änderung des Souveränitätsverständnisses zu Gunsten des Individuums: 

· Mediatisierung des Individuums: 

· früher: der Einzelne ist zur Durchsetzung seiner Rechte, die ihm nach fremden Recht im Ausland zustehen, auf seinen Heimatstaat angewiesen ( dieser muss zu diesem Zweck das diplomatische Schutzrecht ausüben, Anspruch darauf gab es nicht

· durch zunehmende Verankerung der MR wurde Med. d. Ind. aufgeweicht ( die Ideologie vom Staat als Selbstzweck wurde aus den Angeln gehoben. jeder Mensch hat gewisse, gegen jedermann durchsetzbare Rechte, ohne dass es der Hilfe des Staates bedarf; auch der Staat ist daran gebunden; nach diesem Verständnis hat der Staat eine…

· Responsibility to protect R2P (=Souveränitätskonzept): der Staat ist verantwortlich für die Ausübung des Schutzrechts und für die Garantie der Menschenrechte, er hat für die Sicherheit und das Wohlergehen seiner Bürger zu sorgen. 

(umstritten, in welchem Ausmaß das Souveränitätskonzept auf die int. Staatengemeinde übergeht, wenn Staaten dieser Verpflichtung nicht nachkommen können oder wollen; Bsp: Debatte über Eingriff in Libyen) 

( Der Grundsatz der Kollektivhaftung, wonach die Konsequenz besonders schwerer Völkerrechtsverletzungen das gesamte Staatsvolk trifft, gilt als überholt. Vielmehr können die dafür verantwortlichen Personen, auch oberste Organe des Staates, dafür zur Verantwortung gezogen werden (strafrechtl. Veranwortlichkeit einzelner; „target sanctions“ wie Einfrieren von Konten und Reiseverbote). 

C. Strukturmerkmale der Völkerrechtsordnung: 

Voraussetzungen für Entstehung und Bestehen von Völkerrecht: 

· kein allzu großes Machtungleichgewicht zwischen den Staaten (kein „Hegemon“) ( alle Staaten gleich (souverän!) 

· dient der Regelung konkreter Sachfragen, „ubi interactio, ibi ius“ ( es ist zu einer Explosion der Zahl völkerrechtl. geregelter Sachgebiete (Sicherheit, Welthandel, Umweltschutz, Weltraum…), VR ist unübersichtlich geworden! 

· gemeinsame Werte: es geht um Ausgleich zwischen entgegengesetzten Interessen, der leichter zustande kommt, wenn gemeinsame Werteplattform stark ist. 
· Entwicklung gemeinsamer Werte
· Grundlage war im „klassischen“ VR verhältnismäßig breit (1648 Entstehung Territorialstaaten bis zum 1.WK; betraf nur „westliche“ Staaten, „dritte Welt“ wurde nicht als gleichberechtigt anerkannt, war Kolonialgebiet)
· Nach dem 2.WK stellten „sozialistische“ Staaten gemeinsame Fundamente in Frage (wollten universelle klassenlose Gesellschaft), Kompromiss war die „friedliche Koexistenz“. „Sozialistischer Internationalismus“ behauptete das Recht an „Bruderstaaten“ (gewaltsame Verhinderung von Abweichungen vom Sozialismus wurde in die Praxis umgesetzt!). 

· Im Zuge der Dekolonialisierung nach dem 2.WK kritisierten junge Staaten der „Dritten Welt“ das bestehende VR. „pick and choose“: wollten zahlreiche ohne ihre Mitwirkung entstandene Normen ab, die aus ihrer Sicht keinen gerechten Interessensausgleich herbeiführten (zb Int. Wirtschaftsrecht). 
· Zusammenbruch der kommunistischen Regime in Osteuropa im Zuge der „Wende“ 1989 bewirkte Stärkung der gemeinsamen Werteplattform. Mehr Staaten für Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit (von islam. Staaten in Frage gestellt). Durch die Terroranschläge in New York, Washington (11.9.2001), Madrid (2004) und London (2005) wurde der Begriff „clash of civilizations“ geprägt. 

D. EFFEKTIVITÄT des Völkerrechts 

Unter Effektivität einer Rechtsnorm versteht man ganz allgemein ihre Chance auf Durchsetzung. Dem Völkerrecht fehlt eine für alle Staaten verbindliche, zentrale Rechtssprechungs- und Zwangsgewalt. (Kritikpunkte: kein zentraler Gesetzgeber, keine verbindl. Zuständigkeit int. Gerichte, System kollektiver Sicherheit der VN oft wirkungslos bei Verstößen gegen das Gewaltverbot ( Hauptgrund dafür: Uneinigkeit der Großmächte im SR!!) 

Völkerrecht ist dennoch effektiv aufgrund zweier Überlegungen: 

· Reziprozität: das Einhalten von völkerrechtlichen Normen kann nachteilig für einen Staat sein, wird jedoch dennoch eingehalten, da in der Zukunft damit gerechnet werden kann, dass sich die anderen Staaten auch daran halten und dieselben Nachteile erleiden. Außerdem werden völkerrechtliche Normen von den VRsubjekten im Großen und Ganzen als notwendig und gerecht erachtet, um internationale Probleme und Fragen zu regeln. 

· Kosten-Nutzen-Abwägung: das Nichteinhalten von völkerrechtlichen Normen kann erhebliche internationale bzw innerstaatliche Kosten verursachen. 
( Kosten der Völkerrechtsverletzungen: 

beruht auf Reziprozität = Gegenseitig ( Nachteile einer VR-Verletzung werden mit Vorteilen durch Kosten-Nutzen-Analyse aufgewogen:

Warum sind Völkerrechtsnormen zu befolgen?

- aus Treu und Glauben + ex bona fide 
· internationale Kosten/Sanktionen: 

· bilaterale Kosten, zB Repressalien (Gegenmaßnahmen), Retorsion (…)

· multilaterale Kosten: 

· andere Staaten kommen Opfer zu Hilfe (bei Verstoß gegen Gewaltverbot) zB: Kuwait

· Sicherheitsrat ermächtigt nach Kap VII SVN Staaten zur Gewaltanwendung gegen den   Rechtsbrecher (bei Verstoß gegen Gewaltverbot) zB: Libyen; oder beschließt verbindliche, nicht militärische Sanktionen 

· rechtswidrig erzwungene Gebietsgewinne und Verträge dürfen nicht anerkannt werden

· bei schweren Verletzungen d. Humantitäsrechts droht den Entscheidungsträgern ein Strafverfahren von einer internat. Instanz

· Ausschluss aus Internationalen Organisationen oder multilateralen Vertrag bei einer erheblichen Verletzung aus dem Gründungsvertrag 

· Verlust des internationalen Goodwill (=guter Wille/guter Ruf) 
· negative Präzedenzwirkung (=andere Staaten verletzen auch VR (     Kettenreaktion) ( kann zum außer Kraft treten der verletzten Norm führen
· Verschlechterung des internationalen Klimas

· Imageschädigung (besonders bei Verurteilung durch Rechtssprechungsinstanz)
· bei Verletzungen von ius cogens mit erga-omnes-Wirkung (gegenüber allen) ergeben sich die Folgen aus der Reaktion der übrigen Staaten 
· innerstaatliche Kosten: 

· Munition für politische Opposition („Wasser auf die Mühlen“)

· Widerstand von pressure groups (=Organisierte Interessensverbände zB Mütter von gefallenen Soldaten)

· Kritik an Massenmedien ( kann zu Stimmverlusten bei Wahlen führen
· NGO´s (zB Greenpeace) durch Protestmaßnahmen beeinflussen die öff. Meinung
· auch innerstaatliche negative Präzedenzwirkung, zB Disziplinlosigkeit der Soldaten bei Befehlen, die int. Humanitätsrechtsrecht widersprechen
· Belastung der außenpolitischen Bürokratie

II. VÖLKERRECHTSQUELLEN

…grundsätzlich keine Normenhierarchie, einzige Ausnahme: IUS COGENS (zwingendes Recht)!

( Grundsatz der Spezialität: LEX SPECIALIS DEROGAT LEGI GENERALI (Ausnahme: ius cogens) oder LEX POSTERIOR DEROGAT LEGI PRIORI

Welche völkerrechtlichen Hilfsquellen gibt es?
Der klassische Katalog (mit unvollständiger Aufzählung) des Völkerrechts findet sich in Art. 38 Abs. 1 IGH Statut (Abs 1 Litera..):

1. Rechtsentstehungsquellen: 

· Verträge 

· Völkergewohnheitsrecht

· allgemeine Grundsätze

2. Rechtserkenntnisquellen: 

· Judikatur (int. und nationale Gerichte und Tribunale; Art. 59 IGH Statut schließt Case Law/stare decisis aus)

· Lehre/Doktrin (Meinung der anerkanntester Gelehrten; Völkerrechtslehre) 
3. Völkerrechtsquellen, die nicht in Art 38 IGH Statut genannt sind: 

· einseitige Rechtsgeschäfte: ebenfalls völkerrechtlich unverbindlich (zB Erklärung der MR = Resolution der Generalversammlung der UNO)

· Beschlüsse internationaler Organisationen (=soft law): nicht völkerrechtlich verbindlich, kann aber durch Publizität wirksamer sein (codes of conduct, Standards…)
1. Rechtsentstehungsquellen
1.1 Völkervertragsrecht (wichtigste VRQuellen weil schriftlich!) 
Grundlage von Völkervertragsrecht sind einerseits das Völkergewohnheitsrecht (siehe unten) und andererseits die Konventionen: 

· WVK I: Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge von 1969 (in Kraft seit 1980 – ist nur auf Verträge anwendbar nach 1980); gilt gem Art 2 Abs 1 lit a WVK für 

· schriftliche Verträge

· nur zwischen Staaten, nicht IOs

· gilt nur für Verträge, die nach dem Inkrafttreten der WVK 1980 abgeschlossen wurden (also nicht für Staatsvertrag von Ö)

· wobei die Bezeichnung irrelevant ist

· und eine oder mehrere Urkunden vorliegen müssen 

· WVK II: Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge zwischen Staaten und internationalen Organisationen oder (nur) zwischen IO´s 1986 (nicht in Kraft; Ö ist nicht Partei)

· WK über Staatennachfolge in Verträgen 1978 (nicht in Kraft; Ö ist nicht Partei)

Mündliche Verträge werden von der WVK nicht erfasst ( sind vom Völkergewohnheitsrecht geregelt. 

Völkerrechtliche Verträge müssen immer schriftlich sein und eine Übereinkunft zwischen Staaten darstellen, die in einer oder mehreren Urkunden enthalten ist (nach 1980). 

( Arten/Unterscheidung von völkerrechtlichen Verträgen: 

· nach Zahl der Parteien: bilateral, multilateral, universell (wenn alle Staaten beitreten; zB MRK, Satzung der UNO (=Vereinten Nationen))
· nach dem Inhalt: rechtsetzend, rechtsgeschäftlich
· Beteiligungsmöglichkeiten bei multilateralen Verträgen: offene (alle Staaten dürfen Partei werden) – relativ geschlossene (nur bestimmte Staaten) – geschlossene (kein Beitritt anderer Staaten vorgesehen)

· „self executing“ (gelten unmittelbar; Bsp EMRK) – „non self executing Verträge“ (müssen erst in innerstaatliches Recht umgesetzt werden)

[Achtung: bei Prüfung kommt ein Fall, wo der Vertrag nicht transformiert wurde: Der Vertrag gilt trotzdem, dh man kann sich auf den non self executing Vertrag berufen.]

( Self-executing Vertrag/ non-executing Vertrag

· Ein self-executing Vertrag wird automatisch in nationales Recht übernommen (unmittelbare Anwendbarkeit), non-self-executing Verträge eben nicht (innerstaatlicher Transformationsakt erforderlich) 
Voraussetzungen: 

· wenn Normadressat genannt ist

· Norminhalt muss ausreichend konkretisiert werden

· Umsetzung ist nicht notwendig (innerstaatliche Vollzugsorgane vollziehen automatisch die Bestimmungen) 

· Non-self-executing Vertrag: 

Aus dem Prinzip von  Treu & Glauben und bona fides besteht die völkerrechtliche Verpflichtung non-self-executing Verträge in nationalem Recht umzusetzen (=zu transformieren). Folge: unmittelbare Geltung des Vertrages

Diese Verpflichtung wird abgeleitet aus bona fides + estoppel-Prinzip!!

Wenn der Staat den Vertrag nicht umsetzt dann gilt das ESTOPPEL-Prinzip (=man kann sich nicht auf einen Zustand berufen, den man selbst durch völkerrechtliches Verhalten herbeigeführt hat). 
[Warum kann man sich auf einen non self executing Vertrag berufen, auch wenn dieser nicht in nationales Recht umgesetzt wurde?
A: Wegen dem Estoppel-Prinzip: Man kann sich nicht auf einen Zustand berufen, den man selbst durch völkerrechtswidriges Verhalten herbeigeführt hat. 

WICHTIG: Aus Treu und Glauben und bona fides besteht eine völkerrechtliche Verpflichtung non sef executing Verträge in nationales Recht umzusetzen (zu transformieren). Wenn der Vertrag nicht umgesetzt wird, gilt daher das Estoppel-Prinzip, dh der Staat kann nicht sagen, das gilt für mich nicht, weil ich den Vertrag nicht transformiert habe.]

( Zustandekommen völkerrechtl. Verträge
( Berechtigte Personen zum Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen nach Art 7 WVK: 
· Staaten

Ohne Vollmacht zum Abschluss berechtigte Organe sind gemäß Art 7 WVK:
· Staatsoberhaupt

· Regierungschef

· Außenminister

(andere Staatsorgane brauchen Vollmacht) 

Zur Annahme des Textes berechtigt: 

· Delegationsleiter auf Konferenzen

· und Chefs der ständigen Vertretung von internationalen Organisationen

· alle anderen benötigen Vollmacht 

· Internationale Organisationen 
( Implied Powers Lehre: Eine IO hat auch jene Kompetenzen, die zwar nicht in der Satzung ausdrücklich stehen, sich aber aus dem Zweck ergeben. Sie können daher auch völkerrechtliche Verträge abschließen, wenn das nicht in der Satzung ausdrücklich enthalten ist, sich aber aus dem Zweck der IO ergibt. (gibt’s im EU Recht auch!)   ( SIEHE IOs
( Weg der Vertragswerdung: 

1. Verhandlung: ( Konsens, Annahme ( Zustimmung
2. Unterzeichnung mit Vollmacht des BP: es gilt das Frustrationsverbot (= ab der Unterzeichnung, aber noch vor Inkrafttreten ergibt sich aus der bona fides die Pflicht Ziel und Zweck des Vertrages nicht zu vereiteln ( DEF ( WICHTIG!)

3. Ratifikation durch den BP und Gegenzeichnung BK (=Zustimmung gebunden zu sein) ODER Beitritt (wenn keine Unterzeichnung möglich ist), ab jetzt Vertrag verbindlich (man kann ihn nicht mehr widerrufen) 
4. Hinterlegung beim Depositär: meist eine Vertragspartei oder Generalsekretär der Vereinten Nationen, ist zuständig für den Austausch von Informationen hinsichtlich des Vertrages

5. Inkrafttreten (=Vertrag findet Anwendung)

- objektiv: mit Hinterlegung der 60. Ratifikationsurkunde

- subjektiv: wenn ein einzelner Staat erst später einen Bindungserklärung abgibt

( ab jetzt wirksam

6. Registrierung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen: dient zur Verhinderung von Geheimverträgen ( Registrierungspflicht gem Art 102 SVN: Berufung auf Bestimmung vor dem IGH möglich (Frage: was ist die Funktion der Registrierungspflicht gem. Art 102 SVN)
+ beim Weg der Vertragswerdung nach Art 50 B-VG ist statt der Registrierung die Verlautbarung im innerstaatlichen BGBl III notwendig. 
( Inkrafttreten von völkerrechtlichen Verträgen: 

· Objektives Inkrafttreten: Vertrag tritt zum von den Vertragsparteien vereinbarten Zeitpunkt in Kraft, nach Hinterlegung der 60. Ratifikationsurkunde (weil 60 Mitglieder)

· subjektives Inkrafttreten: nach Abgabe der Bindungserklärung

Frustrationsverbot: vor dem Inkrafttreten (und nach Unterzeichnung) darf aus bona fides heraus der Ziel und Zweck des Vertrages nicht vereitelt werden. 

( Arten der Zustimmung beim Vertrag nach ( Art 11 WVK

· Unterzeichnung

· Austausch von Vertragsurkunden
· Ratifikation

· Annahme

· Genehmigung

· Beitritt

( Vertragsabschluss im BV-G (Änderung in Kraft seit 1.1.2008): 

1. Art 65 B-VG: primär Bundespräsident zuständig

2. BP delegiert aber das Vertragsschlussrecht (für Verträge, die nicht Art 50 B-VG unterliegen) gem Art 66 Abs 2 auch an: 

· Bundesregierung ( Regierungsabkommen
· zuständiger Bundesminister im Einvernehmen mit Außenminister ( Ressortabkommen
· zuständiger Bundesminister/Ressortminister ( Verwaltungsabkommen
3. Länder (in ihren ausschließlichen Wirkungsbereich nach Art 16)

4. Art 50 B-VG: 

· Zustimmung des Nationalrats erforderlich bei politischen, gesetzändernden und gesetzergänzenden Verträgen

· Zustimmung des Bundesrats erforderlich bei Verträgen im Wirkungsbereich der Länder
· Regierungsvorlage wird eingebracht
5. nach Genehmigung: Ratifikation durch BP mit Gegenzeichnung durch Bundeskanzler 

( Vorbehalte beim völkerrechtlichen Vertrag 
bei multilateralen Verträgen können Vorbehalte einzelner Parteien zugelassen werden, wodurch jedoch die Integrität des Vertrages eingeschränkt wird. 
Definition: einseitige Erklärung eines Staates, die Rechtswirkungen von Vertragsbestimmungen ausschließt (Art 2 Abs 2 lit d WVK)
Unzulässig beim Vorbehalt (gem Art 19 WVK über Zulässigkeit): 

· wenn der Vertrag selbst Vorbehalte verbietet (Art.120 Statut des ICC)

· Vertrag erlaubt nur bestimmte Vorbehalte
· der Vorbehalt ist mit Ziel und Zweck des Vertrages unvereinbar

Wirkung eines Vorbehalts/Reaktionsmöglichkeiten/Varianten: 

· Annahme oder Schweigen (gilt auch als Annahme); die Bestimmung, auf die sich der Vorbehalt bezieht, kommt nicht zur Anwendung 
· Einfacher Protest, keine Einigung über Bestimmung und daher kommt die Bestimmung nicht zur Anwendung (Protest muss binnen 12 Monaten ab Notrifikation des Vorbehalts erhoben werden)
· Qualifizierter Protest mit Ausschluss der Vertragswirkung: es gilt der gesamte Vertrag nicht mehr

Besondere Vorbehaltsregelungen: 

· für plurilaterale Verträge: alle Parteien müssen dem Vorbehalt zustimmen

· für Gründungsverträge von IOs: Das vom Vorbehalt betroffene Organ muss zustimmen

aktuell werden oft bei Menschenrechtsverträgen Vorbehalte unbestimmten Inhalts eingebracht (zB hinsichtl. der Scharia oder des eigenen Verfassungsrechts) ( Vereinbarkeit umstritten! Tendenz: Vorbehalte werden als null und nichtig betrachtet, Vorbehalt unzulässig, Vertragsstaat gebunden. 

( Geltung/Einhaltung von völkerrechtlichen Verträgen 

Zeitlicher und persönlicher Geltungsbereich von Verträgen: 

· Verträge sind aus Treu und Glauben und ex bona fide einzuhalten (pacta sunt servanda)

· gelten für das gesamte Staatsgebiet
· Vertrag kann auch für Nachfolgestaat gültig bleiben ( geregelt in Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Verträge 1978

· lex posterior: bei aufeinanderfolgenden Verträgen gilt der frühere, soweit er mit dem späteren vereinbar ist

Grundsatz für völkerrechtliche Verträge: PACTA SUNT SERVANDA – man kann sich nicht darauf berufen, dass es dem innerstaatlichen Recht widerspricht: Estoppel Prinzip + ex bona fide (aus Treu & Glauben). 

Bei Widersprüchen zwischen den Verträgen derogiert der jüngere Vertrag den älteren (lex posterior derogat legi priori). Ausnahme: Satzung der Vereinten Nationen ( kann niemals später durch einen anderen Vertrag derogiert werden. 
( Drittstaaten sind an Verträge grundsätzlich nicht gebunden ( PACTA TERTIIS NEC NOCENT NEC PROSUNT. Wirkung für Drittstaaten kann nur mit deren Zustimmung entstehen: 

· Verträge mit Rechten zugunsten Dritter: Zustimmung wird vermutet

· Verträge mit Verpflichtungen zulasten Dritter: Zustimmung muss schriftlich erfolgen (sonst unzulässig) 

( Auslegung nach dem Willen der Vertragsparteien: 

1. objektive Methode: der Wortlaut hat Vorrang und ergibt sich aus 

· der gewöhnlichen Bedeutung (Wortinterpretation)

· nach dem textlichen Zusammenhang (kontextuelle Interpretation)

· nach dem Ziel & Zweck des Vertrages ( Art 31 WVK (teleologische Interpretation)

2. historische/subjektive Methode: (jedoch erst, wenn die objektive Methode nichts ergeben hat)

· aus der Entstehungsgeschichte der Norm bzw

· aus den travaux préparatoires (=Arbeitsvorbereitung, zB Vertragsentwürfe, Verhandlungsprotokolle)

[Was sind die „travaux preparatoires“?

A: Unter den travaux preparatoires versteht man die vorbereitenden Aufgaben zu einem Vertrag. Die entstehenden Dokumente, zB Sitzungspapiere und Protokolle, werden bei der historischen Interpretation herangezogen.]

( Änderung

alle Parteien sind berechtigt an der Änderung eines multilateralen Vertrages teilzunehmen; wollen nur einige Parteien einen Änderungsvertrag abschließen, gelten folgende Voraussetzungen: 

· multilateraler Vertrag darf Änderungen nicht verbieten

· Rechte Dritter dürfen nicht berührt werden

· Ziel und Zweck des Vertrages darf nicht beeinträchtigt werden
( Beendigung eines völkerrechtlichen Vertrages: 
· Anfechtung aufgrund von Willensmängeln: Vertrag kann ex tunc (rückwirkend) wegen Willensmängeln beseitigt werden: 

· formelle Willensmängel: offenkundige Verletzung einer innerstaatlichen Vorschrift, dh Verfahren der Willensbildung wurde nicht eingehalten; Art 46 Abs 2 WVK ( Wirkung ist ex nunc (von jetzt an)  

· materielle Willensmängel: beeinträchtigen den Willen: 
· Irrtum

· Betrug

· Zwang gegen den Staat ausgeübt

· Zwang gegen einen Staatenvertreter bzw Regierungschef oder Staatsoberhaupt

· Bestechung
( Wirkung ex tunc (von Anfang an)

· Nichtigkeitsgründe: bei Unvereinbarkeit mit ius cogens (=zwingendes Recht): 

· Gewaltverbot

· Selbstbestimmungsrecht der Völker

· Verbot des Völkermords

· grundlegende Menschenrechte

Die Beendigung des Vertrages resultiert dann aus dem ius cogens superveniens ( zuständig ist der Internationale Gerichtshof

( Nichtigkeit (= von Anfang an nichtig, Vertrag nie zustande gekommen)

Stimson Doktrin: 

Wenn der Vertrag durch Drohung oder Anwendung von Gewalt unter Verletzung der Satzung d. V. N. erzwungen wurde, kann er angefochten werden. Der Begriff Gewalt geht nicht über jenen der in der Satzung verwendeten hinaus, somit lediglich militärische Gewalt gemeint. Dies hat seine Wurzeln in der Stimson Doktrin, wonach der Erwerb von durch Gewaltanwendung angeeigneten Territorien nicht anerkannt wurde. 

( Beseitigung eines völkerrechtlichen Vertrages durch einen Staat: 

· bilateral durch Kündigung

· multilateral durch Rücktritt 

· bei nur zeitweiser Aussetzung der Vertragsbeziehung (=Suspendierung)

     Gründe der Beendigung: 

1. aus dem Vertrag: entweder es ist im Vertrag explizit geregelt oder es impliziert aus dem Willen der Parteien oder der Natur des Vertrages

2. aus dem allgemeinen Völkerrecht 

· bei erheblicher Vertragsverletzung (Verweigerung der Erfüllung, Verletzung einer für Ziel und Zweck des Vertrages notwendigen Norm)
· bei bilateralen Verträgen durch Kündigung/Beendigung

· bei multilateralen Verträgen gibt es folgende Möglichkeiten: 

· berechtigt alle Vertragsparteien einvernehmlich zur Beendigung/Suspendierung ODER

· berechtigt die betroffene Partei zur Suspendierung ODER

· berechtigt  bei Verletzung aller Parteien jede Vertragspartei zur Suspendierung 
· nachträgliche Unmöglichkeit: 
· berechtigt zur Beendigung der Vertragsbeziehung
· gilt nicht, wenn ein Staat zur Verletzung seiner VR-Verpflichtung selbst beigetragen hat (estoppel)
· gilt auch nicht im Fall der Unmöglichkeit aufgrund Rechtsänderung, außer beim Vorliegen einer ius cogens Bestimmung
· CLAUSULA REBUS SIC STANTIBUS (grundlegende Änderung der Umstände): 

· Änderung der Umstände zur Zeit des Abschlusses 

· wesentliche Umstände für den Vertragsabschluss

· unvorhersehbar

· Änderung der Vertragsverpflichtung

· Vertragspartei darf Änderung nicht selbst bewirkt haben

· gilt NICHT für Grenzverträge (wegen Unsicherheit im Staatensystem)

· Sonstige Beendigungsmöglichkeiten: 

· Desuetudo: entgegenstehendes VR hat sich gebildet (zB durch Nichtanwendung des Vertrages über einen langen Zeitraum) 

· Obsoleszens: Erfüllung angesichts einer neuen Situation wird nicht mehr erwartet (zB militärische Bestimmung des Staatsvertrages von Wien 1955 wurde von Österreich als obsolet erklärt, angesichts der neuen europäischen Situation ab 1989/90) 

( Verfahren bzw. Wirkung der Aufhebung eines Vertrages: 
Grundsätzlich nur Anfechtung, wenn Vertrag dies zulässt; keine Anfechtung, wenn aus dem Verhalten des Staates ein Verzicht auf Geltendmachung erkannt werden kann. 

Streitigkeiten über Anfechtung oder Beendigung eines Vertrages: ( Vergleichsverfahren von akzept. Verfahren zur Streitbeilegung

Streitigkeiten über Nichtigkeit: wegen ius cogens ist IGH zuständig

· ex nunc: Vertrag fällt von nun an weg (in den meisten Fällen)

· ex tunc: Vertrag fällt rückwirkend weg und alle erbrachten Leistungen werden rückabgewickelt (bei Bestechung, Zwang und Betrug)

( KODIFIKATIONEN: 
=nicht niedergeschriebenes Völkergewohnheitsrecht ( wird in Form von Vertragsrecht niedergeschrieben; Rechtsgrundlage: Art 13 SVN
Ausarbeitung durch die ILC (=International Law Commission; Sonderorganisation der UN, 34 Mitglieder auf 5 Jahre) oder UNICITRAL
( seit dem 19.Jh. unter dem Einfluss des Positivismus ausgearbeitet, um Normenbereiche leichter erfahrbar zu machen und Unschärfen in der Formulierung zu überwinden. 
Nennen Sie Kodifikationen des VR./ Welche Kodifikationen d. VR kennen Sie?

1.) MRK als regionale Konvention 1950 (Ausarbeitung durch Europarat)

2.) Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen 1961

3.) Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen 1963

4.) Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge (WVK 1) 1969

5.) Wiener Übereinkommen über die Staatennachfolge in Verträge 1978

6.) Wiener Übereinkommen über den internationalen Warenkauf 1980 (Ausarbeitung durch UNCITRAL (United Nations Commission on International Trade Law)

7.) Seerechtsabkommen der Vereinten Nationen 1982

8.) Wiener Übereinkommen über in Vermögen, Archive und Schulden 1983

9.) Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge zwischen Staaten und internationalen Organen (WKV 2) 1986

+ Diplomaten- und Konsularrecht

 Vor- und Nachteile: 
+  Recht leichter erfassbar

+  Unschärfen werden überwunden

+  Gemeinschaftsinteresse besser verwirklicht

+  niedergeschriebenes Recht steht außer Streit

+  bessere Legitimation, weil man sich auf das Schriftliche berufen kann
· Hemmung der Rechtsentwicklung

· es kommt zu dilatorischen Kompromissen (=Einigung auf kleinsten gemeinsamen Nenner)

· keine Rechtssicherheit durch missglückte Kodifikation

( ILC

Was ist sie? Welche Aufgaben hat sie? Was hat sie bisher erreicht?

Die International Law Commission ist ein Nebenorgan der Vereinten Nationen und hat die Weiterentwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts zur Aufgabe. Sie hat 35 Mitglieder und wird auf 5 Jahre gewählt. 

Bis jetzt hat sie eine Kodifizierung des Völkervertragsrechts erreicht, zu deren wichtigsten Werken die Wiener Vertragsrechtskonvention 1969 zählt. 

1.2 Völkergewohnheitsrecht  (Reinisch!)
= gem Art 38 Abs 1 lit b IGH-Statut eine allgemeine, als Recht anerkannte Übung. 
+ Art 38 Abs 1 IGH Statut gilt als allgemein anerkannte KODIFIKATION der wichtigsten Rechtsquellen des VR. 
+ Statut regelt primär das Verfahren vor dem IGH (eines der Hauptorgane der VN)

+ Art 38 Abs 1 dieses Statuts (das ein völkerrechtl. Vertrag ist) legt die vom IGH anzuwendenden Rechtsquellen fest 

Voraussetzungen: 

1. Staatenpraxis= Verhalten und Handeln oder Unterlassen der Völkerrechtssubjekte 

· nach IGH ist eine extensive, dauernde und ALLGEMEINE, einheitliche Übung erforderlich: muss nur von den VRsubjekten praktiziert werden, deren Interessen besonders betroffen sind (Asyl-Fall, Nordesee-Festlandsockel-Fall) ( daher auch regionales bzw bilaterales Gewohnheitsrecht möglich (Durchgangsrecht über indisches Gebiet-Fall)
· Dauer: nicht lange, sondern ausgedehnte und gleichförmige Praxis ( Nordsee-Festlandsockel-Fall
· Staatenpraxis kommt zum Ausdruck durch: diplomatische Noten, militärische Kampfmaßnahmen,  nationale Gerichtsentscheidungen, Enteignungsgesetze
2. Rechtsüberzeugung= opinio iuris: zeigt sich in der Praxis (ohne dieser spricht man nur von Couroisie/bloße Höflichkeit) ( als Recht anerkannte allg. Übung
· Wirkung im innerstaatlichen Bereich: in Ö gem Art 9 Abs 1 B-VG gelten allgemein anerkannte Regeln des Völkerrechts (=lt hM Völkergewohnheitsrecht + allgemeine Rechtsgrundsätze) als Bestandteil des Bundesrechtes

· Bsp/kommt zum Ausdruck durch: Protestnoten, Gesetze, Gerichtsurteile,  oder implizit durch Ergreifung von Gegenmaßnahmen
Fälle: Lotus-Fall, Nordsee-Festlandsockel-Fall, Durchgang über indisches Gebiet-Fall, Asyl-Fall ( IGH-Aussage: in diesen Fällen ist kein VGR entstanden, da dafür eine einheitliche, dauernde und extensive Übung eines Verhaltens mit Rechtsüberzeugung erforderlich ist

( Kodifikation von Gewohnheitsrecht: 

Art 13 SVN: Aufgabe der Generalversammlung der VN ist die fortschreitende Entwicklung der Kodifikation des VR. In der Praxis von der Völkerrechtskommission der VN (International Law Commission ILC) wahrgenommen. 
( Völkergewohnheitsrecht und innerstaatliches Recht 
Ist niedergeschriebenes Völkergewohnheitsrecht und Völkervertragsrecht relevant für Ö? 

· Adressaten völkergewohnheitrsrechtl. Normen sind Völkerrechtssubjekte. Ausnahmsweise auch natürl. oder jur. Personen des nat. Rechts (zb bei Menschenrechten oder Völkerstrafrecht). 

· Rechtl Wirkung gewohnheitsrechtl. Normen im innerstaatl Bereich hängt vom innerstaatl. Recht ab ( nationales Verfassungsrecht bestimmt grundsätzlich, ob und welche Rechtswirkung VGew.Recht im eigenen Staat hat
· In Art 9 B-VG wird das Völkergewohnheitsrecht als Bestandteil des österreichischen Rechts betrachtet 

· besonders wichtig in der Praxis: Fragen der Staatenimmunität (von österr. Gerichten häufig unter Bezug auf Völkergewohnheitsrecht zu lösen)

· persistent objector: Staat widersetzt sich Völkergewohnheitsrecht, verhindert Geltung, Bsp: Fischerei-Fall 

1.3 Allgemeine Rechtsgrundsätze: (Art 38 Abs 1 lit c IGH Statut) !!! (Reinisch!)
= gemeinsamen Grundsätze der nationalen Rechtsordnungen aller Staaten (werden durch Rechtsvergleichung der wichtigsten Rechtskreise (angla-amerikan. CaseLaw, kontinentaleurop. Rechtstrad., afrikan, asiat und andere Rechtskreise) ermittelt und zur Lückenfüllung herangezogen)

· Praxisbeispiele: 
· Verbot des venire contra factum (estoppel): Geltung eines völkerrechtl. Vertrages wird nicht durch Berufung auf eine innerstaatliche Bestimmung ausgeschlossen

· Verpflichtung zu Schadenersatz

· Verbot der ungerechtfertigten Bereicherung

· Verpflichtung zur Bezahlung von Verzugszinsen
· Notstand
· Verjährung von Forderungen

· Verbot des Rechtsmissbrauches
Besonders wichtige Rolle spielen sie im Recht der EU für den Schutz der Grundrechte. 
( Grundrechtsjudikatur des EuGH wurde in Art 6 Abs 2 des EU-Vertrages kodifiziert.
2. Rechtserkenntnisquellen

2.1 Judikatur („Hilfsmittel zur Feststellung der Rechtsnormen“): 

Nach Art 59 IGH Statut sind Urteile des IGH (und anderer int. Gerichte) nur zwischen den Streitparteien verbindlich; kein Common-Law System nach dem Grundsatz der stare decisis ( haben jedoch eine hohe Autorität bei der Auslegung völkerrechtlicher Normen (De-facto-Case-law)

2.2 Lehre (Doktrin)
spezialisierte Fachliteratur anerkannter Autoren sowie Arbeiten völkerrechtlicher Fachvereinigungen (zB International Law Commission ILC, Institut de Droit International IDI, International Law Association ILA)

3. Völkerrechtsquellen, die nicht in Art 38 IGH Statut genannt sind: 
3.1 Einseitige Rechtsgeschäfte: 
=selbstständige Rechtshandlung eines VRsubjektes um völkerrechtliche Rechte und Pflichten zu begründen, zu ändern oder zu beenden
( Grundlage für die rechtl. Wirkung solcher einseitiger Handlungen sind im Grundsatz von Treu und Glauben und im Prinzip der Reziprozität zu finden. 

( keine Formvorschriften, jedoch orientiert man sich an dem, was in den diplomatischen Beziehungen üblich ist (diplomatische Note, Verbalnote note verbale, Memorandum aide-mémoire)

· Arten (!! Reinisch)
1. selbstständige, einseitige Rechtsgeschäfte: 

· Versprechen

· Verzicht

· Protest

· Anerkennung (allgemein oder von Staaten/Regierungen)
2. unselbstständige iVm völkerrechtlichen Verträgen:

können nur im Zusammenhang mit einem völkerrechtlichen Vertrag vorliegen: 

· Zustimmung zur Vertragsbindung (durch Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt)

· Vorbehalte

· Akte zur Beendigung, Suspendierung oder Ungültigkeit eines Vertrages
· Unterwerfungserklärungen zu Streitbeilegungsmechanismen

3.2 Beschlüsse internationaler Organisationen (=Soft Law)
Soft Law (codes of conduct, Sammlung von Verhaltensweisen) ist Völkerrecht unterhalb der Schwelle der vollen Rechtsverbindlichkeit, als Beispiel für derartiges soft law seien Beschlüsse internationaler Organisationen genannt, wie zB die Allgemeinen Erklärungen der Menschenrechte in der Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen 1948, oder die für die Ost-West Beziehung zum Ende des kalten Krieges wichtige Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 1975. 

- keine Normenhierarchie iS eines Derogationszusammenhanges außer bei ius cogens

Normenkonflikte werden gelöst durch: lex specialis derogat legi generali + lex posterior derogat legi priori (nur bei gleichrangigem Recht anzuwenden) 
III. VÖLKERRECHTSSUBJEKTE

 (wer kann völkerrechtl. Verträge abschließen?)           !!

1.) Staaten (auch Bundesländer, wenn es die Verfassung vom Gesamtstaat festlegt)

2.) Internationale Organisationen (können im Rahmen der implied powers Lehre völkerrechtl. Verträge abschließen) ( EU, Vereinte Nationen = UNO, ehemaliger Völkerbund
3.) transnationale (Wirtschafts-)Unternehmen TNC (Multis) 
4.) NGO´s (Non Governmental Organisation = nichtstaatl. Unternehmen) zB Amnesty International
5.) Einzelpersonen (einzelner Mensch ist nur in best. Fällen VR-Subjekt: strafrechtliche Verantwortlichkeit vor IGH, im Zusammenhang mit MR (begründet durch Errichtung des ICC)

1. Staaten: (10Punkte)
Für einen Staat als VRSubjekt muss vorliegen: Staatsvolk (dauernde Bevölkerung), Staatsgebiet und Staatsgewalt (Regierung) + Fähigkeit mit anderen Staaten Beziehungen aufzunehmen ( „Drei-Elemente-Lehre“ nach Art 1 der Montevideo Convention 1933

1.1 Staatsvolk= Summe der Staatsangehörigen; diese genießen das dipl. Schutzrecht
Als Staatsangehöriger hat man: 

· Aufenthaltsrecht und Rückkehrrecht

· Recht an politischer Willensbildung teilzunehmen
· Wehrpflicht und Steuerpflicht

          ( Erwerb der Staatsangehörigkeit: 

( automatisch: 

· ius soli-Prinzip (Geburtsland)

· ius sanguinis-Prinzip (Herkunft der Eltern)

( freiwillig durch Einbürgerung (Staat muss zustimmen); Voraussetzung: genuine link (=Nahebeziehung)

          ( Vermeidung von Doppelstaatsbürgerschaft: 

· Zustimmung des Staates erforderlich 

· Nahebeziehung = genuine link (zB Nottebohm-Fall)

· Erwerb einer anderen Staatsbürgerschaft soll grundsätzlich zum Verlust der bisherigen führen
· Problem für dipl. Schutzrecht! 

( Ende/Verlust der Staatszugehörigkeit: 
· Verzicht

· Erwerb anderer Staatsangehörigkeit ( Vermeidung von Doppel- und Mehrfachstaatsangehörigkeit

· Eintritt in fremden Militärdienst

( Ausbürgerung als strafrechtliche Maßnahme ist nicht erlaubt! (gem UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte 1966)

( Das diplomatische Schutzrecht: 

= Recht eines Staates, die Rechte und Interessen seiner 

· Staatsbürgern

· juristischer Personen (bestimmt durch Gründungsrecht/Inkorporation = Eintragung in das Firmenbuch)

· Schiffen und Flugzeugen (bestimmt durch Registrierungsort = FLAGGENPRINZIP)

gegenüber anderen Staaten zu schützen. 

( Lösung von Schutzrechtskonflikten ergibt sich aus dem Grundsatz der stärkeren Nahebeziehung (genuine link) ( bei Mehrfachstaatsangehörigkeit!

Voraussetzungen: 

· continuity of claims: Staatszugehörigkeit des Betroffenen im Zeitpunkt der Schädigung und auch im Zeitpunkt der Ausübung des dipl. Schutzrechtes ( immer problematisieren, weil Schutzrechtkonflikte! (( Problem Mehrfachstaatszugehörigkeit! ( Problem Staatszugehörigkeit von jur. Personen) 
· exhaustion of local remedies: Erschöpfung des innerstaatlichen Instanzenzuges; bei einer Doppel- oder Mehrfachstaatsbürgerschaft nach dem Grundsatz der näheren Staatszugehörigkeit (genuine link) zu lösen.  (nicht notwendig, wenn aussichtlos!) 
· espousal of claims: Ausübung ist politische Ermessensentscheidung (Staatsbürger haben weder Anspruch auf das dipl. Schutzrecht, noch können sie darauf verzichten ( Calvo-Klausel (Nottebohm-Fall) 
Problem der sog. Calvo-Klausel: Staatsangehörige können weder auf Ausübung des Schutzrechts verzichten, noch haben sie einen Anspruch darauf.  Ausübung ist pol. Ermessensentscheidung. 
1.2 Staatsgebiet 
= Landoberfläche, Untergrund (bis Erdmittelpunkt), Luftraum (100km Höhe), Küstenmeer und Binnengewässer (bei schiffbaren Flüssen am Talweg = Schifffahrtsweg, bei unschiffbaren Flüssen Mittellinie, bei Seen reale Teilung oder Kondominium, bei Nachfolgestaaten werden koloniale Grenzen nach dem uti-possidetis-Prinzip beibehalten); zur Vermeidung von Grenzkonflikten oft Grenzverträge; ( Selbstbestimmungsrecht der Völker (später)
( Problem der Grenzziehung 
· territoriale Souveränität = endgültige Verfügungsgewalt (Besitz), umfasst das Recht Staatsgebiete abzutreten
· Gebietshoheit = Recht, Hoheitsgewalt auszuüben (Eigentum)
1.3 Staatsgewalt
= höchste völkerrechtsunmittelbare Gewalt über Menschen und Sachverhalte auszuüben (Gebiets- und Personalhoheit)
Folie Reinisch: Völkerrechtliche Grenzen der Regelungsgewalt durch ausreichende Nahebeziehung

( Kollisionsrecht: IPR, Internationales Strafrecht, Internationales Verwaltungsrecht
Internationales Strafrecht der meisten Staaten beruht auf: 
· Territorialitätsprinzip: erstreckt sich auf alle im Staatsgebiet befindlichen Menschen und Sachen.

· Personalitätsprinzip: Gewalt über die Staatsangehörigen weltweit 
- aktives: Bestrafung von auch im Ausland von Staatsangehörigen begangenen Taten

- passives: Taten, die sich gegen Staatsangehörige richten
· Auswirkungsprinzip (=objektives Terr.prinzip) im Ausland begangen, wirkt sich auf Inland aus (zB: Schuss über die Grenzen)
· Schutzprinzip zB Geldfälschung oder Spionage
· Universalitätsprinzip Strafen auch für Ausländer, die im Ausland vr strafbare Verbrechen begehen (delicta iuris gentium) zB Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
· Prinzip der stellvertretenden Rechtspflege Anwendung des Strafrechts auch dann, wenn Täter nicht ausgeliefert wird
( Staatsähnliche Völkerrechtssubjekte

· Staatenzusammenschlüsse (=IOs!, Staatenbünde, Bundesstaaten)

· Gliedstaaten (sind partiell Völkerrechtssubjekte ( umstritten)

· partikulare Völkerrechtssubjekte (=Gebilde, deren Staatlichkeit umstritten ist)

· Protektorate (=Außen- und Verteidigungspolitik wird von einem anderen Staat geführt)

· Mandatsgebiete (wurden Siegermächten anvertraut)

· Treuhandgebiete (gibt es nicht mehr ( wurden entweder abhängig oder einem anderen Staat zugehörig)

· Gebiete unter internationaler Verwaltung (zB Kosovo)

 ( Staatennachfolge (=Staatenzukszession): 

…ist dann gegeben, wenn aus einem bestehenden Staat durch politische Umwälzungen ein oder mehrere neue Staaten entstehen. 
…verankert in der Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Verträge 1978 und 

in der Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Staatsvermögen, -archive und –schulden 1983 + Gewohnheitsrecht wird angewendet. 
( früher: Gebietserwerb durch Okkupation (Besetzung) staatenloser Gebiete (terra nullius), sowie durch Annexion (Einverleibung) gegnerischer Gebiete, heute nur mehr zB durch Friedensvertrag
1.) Dismembration = Zerfall eines Staates in verschiedene Nachfolgestaaten zB: Zerfall der UdSSR in Ukraine und Russische Föderation (Russ. Föd. war ein teilbildender Fortsetzungsstaat der UdSSR) zB ehemaliges Jugoslawien
2.) Sezession = einseitige Abspaltung eines Gebietsteils gegen den Willen des weiterexistierenden Staates zB: baltische Staaten (Estland, Lettland, Litauen) von der UdSSR zB Südsudan 
3.) Seperation = einvernehmliche Abspaltung zB: Tschechoslowakei, zB UdSSR 
4.) Fusion = Zusammenschluss zweier unabhängiger Staaten zu neuem Staat zB: Tanzania

5.) Inkoporation = Eingliederung zB: DDR eingegliedert in BRD
6.) Zession = Verschieben der Grenzen zB: Alaska, keine Staatennachfolge: Russ. Föderation =Fortsetzerstaat)
Sonderfall Jugoslawien: 

In Wirklichkeit Sezession (=einseitige Abspaltung von Kroatien und Slowien, Serbien übergeblieben). Völkerrechtlich aber als Dismembration (=Zerfall) gewertet. 

Unterschied: Bei der Dismembration zerfällt der Staat, neue Staaten entstehen und müssen erst neu ansuchen und anerkannt werden. 
Unterschied: durch Dismembration zerfällt der Staat und ein neuer Nachfolgestaat entsteht, dh der neue Staat muss neuerlich um alles ansuchen und anerkannt werden. Damit wollte man völkerrechtlich ein Zeichen setzen. 

( Auswirkungen für völkerrechtliche Verträge: 

· gehen grundsätzlich automatisch auf den Nachfolgestaat über ( geltendes VR 
· früher: bei radizierten (=gebietsbezogenen) Verträgen gibt es eine automatische Übernahme, bei politischen und höchstpersönlichen (Militärbündnisse, Mitgliedschaft in IO´s) jedoch nicht (= „clean slate“-Position: Verträge gehen nicht über, man beginnt neu), tabula rasa (ohne Altlasten der Kolonialmächte). Im Zuge der Dekolonisation nach dem 2. WK verwarfen junge Staaten der „Dritten Welt“ das best. VR. 
· „pick and choose“-Theorie: Betroffener hat die Auswahl, welche früheren Verträge übernommen werden sollen, Nachteiliges muss nicht übernommen werden
· bei radizierten Verträgen übernimmt der Staat, der das Gebiet übernommen hat, auch die Verträge

· höchstpersönliche Verträge (Militärpakte) werden nicht übernommen

( Auswirkungen für Staatsvermögen, -archive und –schulden: 

· grundsätzlich proportionale Aufteilung unter den Nachfolgestaaten

· radizierte (=gebietsbezogene) Schulden übernimmt der Gebietsnachfolger ( 

· dettes odieuses: Schulden zur Verhinderung der Unabhängigkeit sind nicht zu übernehmen

( Staatenimmunität: 

geregelt in: 

· nationale Immunitätsgesetze, wo das Innerstaatliche geregelt ist: FSIA/SIA
· Völkergewohnheitsrecht

· Völkervertragsrecht

· Europäische Konvention über die Staatenimmunität 1972

· UN-Konvention über die Staatenimmunität 2004

Grundsätze: 

· Prinzip der souveränen Gleichheit: alle Staaten sind gleich und dem VR unterworfen

· par in parem non habet imperium: Gerichte eines Staates sollen nicht über einen anderen zu Gericht sitzen 

Bsp: jemand in Österreich möchte Ungarn wegen Rechtsverletzung klagen ( nicht möglich ( Staatenimmunität

· es gilt nur relative Immunität (keine absolute Immunität)

· Ne impediatur legatio ??
( Immunitätsgrundsätze: 

Erkenntnisverfahren: 
(prüfen, ob Handlung auch von einem Privaten vorgenommen werden kann)
· Immunität nur für hoheitliches Handeln (acta iure imperii) und nicht für privates Handeln (acta iure gestionis)

· es wird auf die Natur des staatlichen Handelns und nicht auf den Zweck abgestellt (zB Kaufvertrag = privates Handeln, Urteil/Bescheid = hoheitliches Handeln; zB Reparatur einer Botschaft, Kauf für die Armee = Privat ( keine Immunität)
· für deliktisches Handeln im Gerichtsstaat keine Immunität (Immunitätsverweigerung bei ius-cogens-Verletzungen außerhalb des Gerichtsstaates ist umstritten) 

· Ausnahmen: keine Immunität bei Klagen bei Kauf von Liegenschaften im Gerichtsstaat, Immunitätsverzicht, Widerklagen

Vollstreckungsverfahren: 

· Immunität wird ausländischem, nicht hoheitlichem Vermögen gewährt, wobei der Zweck/die Widmung entscheidend ist (Zweckbestimmung des Vermögens)
· Ausnahmen: in manchen Staaten gewähren die Gerichte auch Ausnahmen von der Immunität für deliktisches Verhalten im Forum Staat, sowie für ius cogens Verletzungen. Bsp: es soll vollstreckt werden und Gadafi sagt er hat das Bankkonto in Österreich FÜR den Staat. Dann ist Immunität gegeben. 

( Alternative zu Staatenimmunität: dipl. Schutzrecht! 

LÖSUNGSSCHEMA: 

1)Staatenimmunität souveräne Gleichheit

2)par in parem…

3)relative Immunität

4)nicht Zweck sondern Natur d. staatl. Handelns (Erkennnisverf.)

5)acte iure gestionis – nicht immun

6)Immunität: ja/nein

· Diplomatische Immunität 
· Staatenimmunität ≠ diplomatische Immunität 

· in der Wiener Diplomatenrechtskonvention 1961
· Diplomaten des Entsendestaates haben eine absolute Immunität im Empfangsstaat, in dem sie den Heimatstaat vertreten
Immunität Unterschiede zwischen IOs und Staaten: 

IO
Staaten

	absolute Immunität
	relative Immunität

	Mitarbeiter: Bedienstete
	Mitarbeiter: Diplomaten

	Immunität nur für dienstl. Handlungen
	dienst. + private Immunität + Privilegien

	Immunität gegenüber allen Mitgliedern
	Immunität nur gegenüber Empfangsstaat

	Dienstrecht: unterliegen den Verwaltungsgerichten der IO (und nicht dem örtlichen Arbeits- und Sozialrecht)
	Arbeitsrecht: unterliegen nationalem Recht ihres Entsendestaates


Man muss unterscheiden, ob es sich um die Diplomaten von Staaten oder Bedienstete von internationalen Organisationen handelt. 
2. Internationale Organisationen (IO´s)

= völkerrechtlicher Zusammenschluss von Staaten ( es gibt mehr IO als Staaten:

· regionale IO =regional begrenzt, zB AEC (Afrikanische Wirtschaftsgemeinschaft)

· universelle IO = unbegrenzt räumlicher Wirkungsbereich, agieren weltweit; zB Völkerbund 1919 (Vororganisation der UNO) ( Zweck: Friedenserhaltung, UNO 1945 ( Zweck: friedliche Streitbeilegung und kollektive Sicherheit

( Kennzeichen supranationaler/internationaler Organisationen: 
· können verbindliche Beschlüsse fassen

· effektive Durchsetzung der Beschlüsse 

· Gerichtsbarkeit mit obligatorischer Zuständigkeit (auch über Individuen)

· Internationales Parlament

· Selbstständige Finanzierung der Gemeinschaft
· Spannungsverhältnis zwischen Integration und Souveränität
( Willensbildung bei Internationalen Organisationen: 

· Einstimmigkeit: selten – wie zuletzt im Völkerbund)
· Mehrstimmigkeit: entweder
· einfache Mehrheit (Hälfte +1)

· 2/3 Mehrheit aller anwesenden oder aller Mitglieder, im Sicherheitsrat bei 15 Mitgliedern 9 als Mehrheit 
· bestimmte Stimmenanzahl

· Vetorecht beim Sicherheitsrat
· Grundsatz der Gleichheit: „ein Staat – eine Stimme“ (Vetorecht der 5 ständigen Mitglieder im Sicherheitsrat) ( Souveränität

· Stimmwägung: unterschiedliches Gewicht nach Einlage bei Finanzorganisationen (zB Weltbank, IWF)
· Konsens = es wird so lange verhandelt bis das Ergebnis von allen geduldet wird

( Finanzierung: 
· durch Beiträge der Mitgliedstaaten nach Wirtschaftskraft (Beitragsschlüssel) = rechtliche Pflicht. 
· bei Nichtzahlung Verlust des Stimmrechts (Druckmittel!). 

( Beschlüsse (Welche Arten von Beschlüssen von IOs gibt es? Differenzieren zwischen unverbindlich und verbindlich! Welche rechtliche Bedeutung haben die Beschlüsse?)
!!
· Unverbindliche Beschlüsse: Empfehlungen; Resolutionen der Generalversammlung der UN (können aber zu Gewohnheitsrecht oder Verträgen führen) 

zB Allg. Erkl. d. MR von 1948 ist nur eine Empfehlung

Rechtliche Bedeutung: 

( nicht verbindlich, müssen aber gutgläubig in Erwägung gezogen werden

( Vorstufe zu Völkergewohnheitsrecht und Vertrag

( Argumentationshilfen für die Gerichte

· Verbindliche Beschlüsse/Normen: 

· bei internen Organisationsvorschriften (Entscheidungen von „ad hoc“ Tribunalen)

· Verordnungen und Richtlinien der EG

· Beschlüsse des Sicherheitsrates 

· völkerrechtliche Verträge

Rechtliche Bedeutung: 

( sind eher selten (2P)
( sind eher interne Organisationsvorschriften

( Ausnahmen: auf jeden Fall verbindlich sind Beschlüsse vom Sicherheitsrat

sowie die Verordnungen und Richtlinien der EU!
( Rechtsquellen bei IOs

1. Gründungsverträge – Satzungen

2. multilaterale Verträge (Völkerrecht) 

3. Amtssitzabkommen (mit dem Staat, wo die IO ihren Sitz hat)

4. staatliches Recht zB das Internationale Privatrechtsgesetz (IPRG)
( Rechtliche Stellung: IO handeln als 

· Völkerrechtssubjekte (dh können völkerrechtliche Verträge abschließen)

· Privatrechtssubjekte (dh können Eigentum erwerben)

( Befugnisse: 

· im Gründungsvertrag (= Satzung/Verfassung) geregelt

· implied-powers-Lehre (Stichwort: „nicht ausdrücklich aus der Charta/den SVN ergibt…“ oder „keine ausdrückliche Kompetenz übertragen“): IO haben nicht nur die Befugnisse, die ihnen ausdrücklich übertragen wurden, sondern auch jene, die notwendig sind, um ihre Aufgaben effektiv erfüllen zu können ( zB: friedenserhaltende Maßnahmen…
( Peace-keeping-operations (=friedenserhaltende Operationen)
Die UNO darf friedenserhaltende Maßnahmen setzen ( „Bestimmte Ausgaben der Vereinten Nationen“ – Fall. IOs haben funktionelles Schutzrecht: 
( „Bernadette“ – Fall: Entschädigung für im Dienste der VN erlittene Schäden

( UN-Verwaltungsgerichts-Fall: auch die IOs haben hier eigene VWgerichte
Voraussetzungen: 

· auf Mandat des Sicherheitsrates

· mit Zustimmung der Konfliktparteien + Sicherheitsrat

· nur unter freiwilliger Mitwirkung der Teilnehmer 

· Waffenstillstand (kein Eingriff in bestehenden Konflikt)

· Waffengebrauch nur bei Notwehr
· Unparteilichkeit: betroffene Parteien dürfen nicht selbst involviert sein

( ergeben sich aus IMPLIED POWERS LEHRE! 

Fallbeispiel: 

a) ja, denn peace keeping operations erfolgen auf Mandat des Sicherheitsrates mit Zustimmung der Konfliktparteien und ausschließlich unter freiwilliger Mitwirkung der Teilnehmer. 

b) ja, weil aus der implied powers-Lehre folgt, dass die UNO als IO nicht nur jene Kompetenzen hat, die ihr die Mitgliedstaaten in der Charta übertragen haben, sondern auch jene, die sich aus dem Sinn und Zweck der UNO ergeben und notwendig sind, um ihre Aufgaben effektiv zu erfüllen. 

c) nein, man ist dem IGH nicht automatisch unterworfen, es gibt jedoch drei Möglichkeiten der freiwilligen Unterwerfung: 

1) Kompromiss: Streitparteien unterwerfen sich beschränkt auf den konkreten Streitfall

2) kompromissarische Klausel: Streitparteien unterwerfen sich in allen künftigen Streitigkeiten über Auslegung und Anwendung des Vertrages

3) Fakultativklausel: Streitparteien unterwerfen sich einem best. Gericht für alle rechtl. Streitfälle 

( Immunität: 
weitreichende Vorrechte und Befreiungen, zB häufig absolute Immunität gegenüber Gerichten, Steuerbefreiungen sowie Unverletzbarkeit von Gebäuden, Vermögen und Archiven

2.1 Organe der IOs

2.1.1 UNO (United Nations Organisation):
1.) Generalversammlung (=Plenarorgan, alle Mitglieder vertreten, prüft Berichte der SR, macht Budget, wählt SR)

2.) Sicherheitsrat (Organ mit beschränkter Mitgliederzahl)

3.) Generalsekretär (Verwaltungsaufgaben und politische Aufgaben)
4.) Parlament

5.) Rechtssprechende Organe: IGH (Internationaler Gerichtshof), Verwaltungsgericht der UN

6.) Expertenorgane: International Law Commission
( Gemeinsamkeiten/Unterschiede von Völkerbund und UNO:

Gemeinsamkeiten: 

· Internationale Organisation

· dienen dem Frieden

· System der Streitbeilegung

· Organe = Plenum, ein Rat

· ständige und gewählte Mitglieder 

Unterschiede: 

· beim Völkerbund gibt es noch kein Gewaltverbot

· Völkerbund 1919; Vereinte Nationen 1945

( Mitgliedschaft/Aufnahme/Ausschluss: 

· nach Art 4 SVN allgemein bei Aufnahme von IOs
· Mitglieder sind grundsätzlich Staaten (werden durch Delegierte, meist Diplomaten, vertreten), eventuell auch regionale IO Mitglied einer universellen IO

· Aufnahme in die UNO: 
· wer aufgenommen wird ergibt sich aus den Gründungsverträgen

· Voraussetzungen:  
· friedliebend

· Übernahme der Verpflichtungen aus der Satzung
· Entscheidung der Generalversammlung
· Empfehlung des Sicherheitsrates 
· [zum Vergleich: in der EU: einstimmiger Beschluss des Europarates mit Zustimmung des Europäischen Parlaments und aller Mitgliedstaaten]

· Austritte: selten/ NICHT MÖGLICH
· Ausschluss: ist möglich, wenn Grundsätze der Satzung beharrlich verletzt wurden (fraglich, weil Einfluss verloren geht)/NICHT möglich ( Indonesien, kurz darauf wieder eingetreten. Ein Ausschluss ist in den Satzungen beharrlich verweigert
· Sanktionsmöglichkeiten: Androhung der Aberkennung des Stimmrechts, Verweigerung von Wirtschaftshilfe

( Sicherheitsrat = ein Organ der UNO 
· 15 Mitglieder

· Mehrheit: 9 von 15 müssen zustimmen

· 5 ständige Mitglieder 

· Siegermächte des 2.WK: China, GB, USA, Russ. Föd., Frankreich

· Vetorecht, Bsp: Libyen-Fall (Stimmenthaltungen Russ.Föd und China ( auch wenn sich eines dieser 5 ständigen Mitglieder enthält, kommt der Beschluss zustande)
· restliche Mitglieder werden von der Generalversammlung auf zwei Jahre gewählt

· Zweck: Aufrechterhaltung von Friede und Sicherheit): fasst primär VERBINDLICHE Beschlüsse (Kap VI + VII)
· hat selbst keine eigenen Streitkräfte

· kann selbst keine militärischen Kampfmaßnahmen setzen, aber er kann Staaten, die zur Gewaltanwendung bereit sind dazu ermächtigen, zB Bürgerkrieg in Libyen
( Welche Zugeständnisse hat der Sicherheitsrat zur Entscheidung? 

· Hauptverantwortung für die Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit (Art 24/1)

· Befugnisse nach Kapitel VI, VII, VIII und XII (Art 24/2)

· Beschlüsse des SR sind verbindlich (Art 25)

· Abstimmungserfordernis: 9 von 15 (Art 27/2)

· bei „Nichtverfahrensfragen“ kein Veto der 5 ständigen Mitglieder (vgl Art 27/3)

( Wie unterwirft man sich einem Gericht? [Zuständigkeiten des IGH (=Schiedsgericht)]
NICHT automatisch, sondern freiwillig unterworfen

- Kompromiss (Unterwerfung nur für bestimmten Streitfall)

- Kompromissarische Klausel (Unterwerfung für künftige Streitfälle durch einen Vertrag)

- Fakultativklausel (Blankoscheck: man unterwirft sich sämtlichen Streitfällen)

(siehe Völkerrechtl. Konflikte) Art 36 IGH Statut 
( Besonderheiten von einem schiedsgerichtlichen Verfahren: 

· rechtsverbindliche Urteile, das Ergebnis muss angenommen werden, weil man sich ja unterwirft. ( VR ist die Grundlage der Entscheidung. 
· Internat. Gerichte können aber auch unverbindliche Rechtsakte setzen
( Internationaler Gerichtshof

Frage: Nennen Sie ein UN-Organ mit Rechtssprechungsfunktion
· Sitz in den Haag

· 15 Richter, für 9 Jahre gewählt

· alle 3 Jahre 5 Richter gewählt, Wiederwahl zulässig

· aus dem Kreis jener Personen, die „höchste Achtung in sittlicher Hinsicht genießen, die zur Ausübung des höchsten richterlichen Amtes in ihrem Lande erforderlichen Voraussetzungen erfüllen oder Rechtsgelehrte von anerkanntem Ruf auf dem Gebiete des Völkerrechts sind“

· Vertretung der Hauptformen der Zivilisation und der hauptsächlichen Rechtssysteme der Welt

· Vorschläge kommen von nationaler Gruppe

· Wahl durch Generalversammlung und Sicherheitsrat
( Wirtschafts- und Sozialrat 

· 54 Mitglieder (Art 61)
· gewährt für 3 Jahre (Art 61)

· geographische Verteilung: 14 Afrika, 11 Asien, 6 Osteuropäische Staaten, 10 Lateinamerika und Karibik, 13 Westeuropäische und andere Staaten

· koordiniert die wirtschaftliche und soziale Tätigkeit der 14 Spezialorganisationen, der 5 Regionalkommissionen und der 11 UN-Fonds und Programme

· Spezialorganisationen: FAO, ICAO, UFAD, IMF, IMO, ITU, UNESCO, UNIDO, UPU, WHO, WIPO, WB, WMO, WTO (Tourism)
· „Related organisations“: WTO (Trade), IAEA, CTBTO, OPCW
( Internationales Strafrecht: 
· Territorialitätsprinzip: Straftaten, die im Inland begangen wurden

· Objektives Territorialitätsprinzip/Auswirkungsprinzip: im Ausland begangen, im Inland ausgewirkt

· Personalitätsprinzip: 

· aktiv: auch im Ausland von Staatsangehörigen begangenen Taten

· passiv: auch solche, die sich gegen Staatsangehörige richten

Ausnahme: 

1. Schutzprinzip: wenn geschützte, staatliche Interessen betroffen sind, darf Staat bestrafen (Geldwäsche) 

2. Universalitätsprinzip: Völkerrechtlich strafbare Verbrechen von Ausländern im Ausland begangen (Kriegsverbrechen) 

3. Prinzip der stellvertretenden Strafrechtspflege: Staaten wenden ihr Strafrecht in jenen Fällen an, in denen sie einem Auslieferungsbegehren fremder Tatortstaaten nicht nachkommen.

Das einseitige Rechtsgeschäft der Anerkennung: hat nur Indizwirkung ( hat nur deklaratorische Wirkung! Ist von bloßer politischer Bedeutung, wenn eines der drei Elemente strittig ist. Kann entweder förmlich durch diplomatische Noten oder konkludent durch Abschluss von Verträgen oder Aufnahme in diplomatische Beziehungen erfolgen. 

2.1.2 Europäische Union

( Wie stehen Völkerrecht und Europarecht zueinander? 

Das Europarecht ist eine Rechtsordnung sui generis und unterliegt nicht der Völkerrechtsordnung. Die EU ist eine supranationale Organisation, dh, dass die Mitgliedstaaten einen Teil ihrer Souveränität an die Union abgegeben haben, die dadurch (in ihrem EG-V umrissenen Aufgabengebiet) autonom Recht setzen kann, das für die Mitgliedstaaten verbindlich ist. Diese Regelungen können auch unmittelbar auf den Einzelnen durchschlagen und für diesen Rechte und Pflichten bezeugen (unmittelbare Anwendbarkeit, unmittelbare Wirksamkeit). Es gibt daher einen zentralen Gesetzgeber und auch eine Gerichtsbarkeit in Form des EuGH (und EuG). All diese Elemente fehlen im Völkerrecht. 

( Aufnahme EU

· einstimmiger Beschluss des Rates
· mehrheitliche Zustimmung des Europäischen Parlaments
· Zustimmung aller Mitgliedstaaten (völkerrechtlicher Vertrag)
( Sonderformen der Mitgliedstaaten

· Assoziationen: Mitarbeiter ohne volle Rechte

· Beobachterstatus: Nicht-Mitglieder ohne Stimmrecht

3. TCNs und Multis
TNCs und MNEs/Multis = nach nationalem Recht gegründete wirtschaftliche Wirkungseinheit, die in mehreren Staaten tätig ist (oft durch Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen, unterliegen dann dem jeweiligen nationalen Recht des Niederlassungsstaates) 

( schließen Investitions- und Konzessionsverträge mit Staaten ab

( können Streitigkeiten vor ein internationales Schiedsgericht bringen, ohne auf dipl Schutz ihrer Heimatstaaten angewiesen zu sein

( erarbeiten freiwillige Verhaltenskodizes (codes of conduct), die die Einhaltung arbeitsrechtl, sozialer, umweltrechtl. und menschenrechtl. Grundsätze im Sinne der sozialen Unternehmensverantwortung (corporate social responsibility) fordern
( umstritten, ob sie auch unmittelbare Adressaten völkerrechtl. Pflichten sein können

4. NGOs (REINISCH)
NGOs = organisierte „Zivilgesellschaft“ („civil society“)
= von Privatpersonen nach nationalem Recht errichtete Personenverbände

· Minimum an institutioneller Struktur und eigenem Sitz 

· grenzüberschreitend

· keine hoheitlichen Aufgaben

· nicht auf Gewinn ausgerichtet 

· Ziele zB Umweltschutz Greenpeace, Menschenrechte Amnesty International

· Einfluss auf VRSubjekte: beeinflussen öffentliche Meinung („mobilization of shame“)

· haben Beobachterstatus bei der UN (über 2000 NGOs bei den VN akkreditiert)

· wichtiger Input bei Vertragskonferenzen (können sogar Zustandekommen vr Verträge verhindern

· haben immer öfter das Recht, selbst als Parteien, Nebenintervenienten oder als interessierte Dritte durch Amicus-Schriftsätze als „Freunde des Gerichts“ (amicus curiae) an nationalen Streitbeilegungsinstitutionen teilzunehmen

( Unterschied zwischen einer internationalen Organisation und einer NGO: 

Internat. Organisationen: Zusammenschluss von Staaten durch einen völkerrechtlichen Vertrag, Rechtsgrundlage ist Völkerrecht, absolute Immunität vor nat. Gerichten
NGO: private Organisation, die grenzüberschreitend tätig ist ( Ziel: Umweltschutz, Menschenrecht; Rechtsgrundlage ist privater Natur, unterliegen dem innerstaatlichen Recht ihres Heimatlandes + Befugnisse
5. Sonstige Völkerrechtssubjekte (REINISCH)
· Heiliger Stuhl (als oberstes Organ der Katholischen Kirche, Konkordate)

· Souveräne Malteser-Ritter-Orden (nimmt an dipl. Bez. teil und schließt vr Verträge)
· Rotes Kreuz 
IV. Grundregeln der internationalen Beziehungen 
(6Punkte) ( SVN (kommt sicher eine Frage)

1) Verbot der Gewaltanwendung
verankert in Art 2 Abs 4 SVN ( IGH ist automatisch zuständig

Zweck: 
· Abrüstung&Rüstungskontrolle (Verringerung/Beseitigung von Waffen)

· Kriegs-/Humanitätsrecht – ius in bello (begrenzte Einsetzung von Kriegsmitteln)
· Beschränkung von rechtmäßiger Gewaltanwendung
nach dem 1.WK:Krieg als Werkzeug (ius ad bello) staatlicher Politik = Briand-Kellogg-Pakt 1928
nach dem 2.WK: Fortschritt der Verbotsnorm (Art 2 Abs 4 SVN): 

· untersagt nicht bloß Krieg, sondern Gewalt (animus belli gerendi ist für den Kriegszustand notwendig)
· untersagt bloße Androhung von Gewalt gem. Kapitel VII SVN
· Durchsetzung durch System kollektiver Sicherheit 
( System der kollektiven Sicherheit:

wurde im Zuge des Gewaltverbots gem. Art 2 Abs 4 SVN geschaffen 
1) man geht gemeinsam gegen Friedensstörer in den eigenen Reihen vor 

2) Beschluss durch Sicherheitsrat der UNO, Sicherheitsrat hat Befugnis Sanktionen zu verhängen, kann militär. oder nicht militär. Zwangsmaßnahmen setzen

3) Problem: Beschluss kommt selten zustande aufgrund von häufiger Uneinigkeit der fünf ständigen Mitglieder ( Vetorecht)

4) Möglichkeit: verwirklicht durch friedenserhaltende Maßnahmen (peace keeping operations) (ergeben sich aus der IMPLIED POWERS LEHRE) – ergeben sich aus Zweck und Natur der Organisation

Voraussetzungen für effektive kollektive Sicherheit: 

· ausreichendes Abschreckungspotential

· klares Gewaltverbot bzw. Pflicht zur Beteiligung

· zentrale Sanktionsorgane

· Solidarität der Mitgliedstaaten

( Kritik: war oft wirkungslos weil Uneinigkeit der Großmächte im SR! 

Ausnahmen für Verbot der Gewaltanwendung: 

· Selbstverteidigung gem Art 51 SVN: verhältnismäßig, notwendig, Präventivnotwehr nur bei unmittelbar bevorstehendem Angriff gerechtfertigt
· Zwangsmaßnahme eines zentralen Rechtsdurchsetzungsorgans
· Beschluss durch Kap. VI + VII SVN vom SR ermächtigt zur militärischen Zwangmaßnahme

· zB SYRIEN!!! 

Der Sicherheitsrat der UN hat Entscheidungen zu Maßnahmen darüber zu treffen, OB, GEGEN WEN, WELCHE Zwangsmaßnahmen, DURCH WEN, WANN gesetzt werden sollen.
2) Interventionsverbot/Gewaltenverbot
= Verbot der Einmischung in innere Angelegenheiten von Staaten (Abgrenzung ist schwierig, es ist aber erlaubt, einen anderen Staat aufzufordern, seiner völkerrechtlichen Verpflichtung nachzukommen)
Ausnahme: wenn es um eine Verletzung der Menschenrechte geht

3) Gebot der friedlichen Streitbeilegung
(Gegenteil: Gegenmaßnahme! nicht hinschreiben!) 
Methoden brauchen die Zustimmung aller Beteiligten: 

· Verhandlungen (der Parteien unter sich ( kritisch bei Machtungleichgewicht)

· Gute Dienste (Dritter bietet Verhandlungsort und Kommunikationskanäle an)

· Untersuchung: Klärung von Tatsachenfragen

· Vermittlung: Unterbreitung von Lösungsvorschlägen durch Dritte, „leistet materielle Beiträge durch Zuckerbrot und Peitsche“
Vorteile:  

· Annahme sinnvoll, da die Streitparteien in der Hitze des Gefechts Lösungen übersehen

· Vermeiden von Gesichtsverlust, weil ein Dritter den Vorschlag macht

· Vermittler hat einen Vertrauensvorschuss

· Vergleich/Ausgleich/Schlichtung: Klärung von Fakten, Untersuchung und Vermittlung
· Gerichts- und Schiedgerichtsverfahren: verbindliche Entscheidung über rechtliche Streitigkeiten
(man ist als Mitglied der UN nicht automatisch dem IGH unterworfen; Möglichkeiten der freiwilligen Unterwerfung (Kompromiss, kompromissarische Klausel, Fakultativklausel); verbindliche Entscheidungen werden vom Gericht getroffen (( ist gleichzeitig Grundlage des geltenden Völkerrechts), Entscheidungsgrundlage = Völkerrecht 
( IGH, EuGH, EGMR, ICC !!! 

· peace keeping operations (siehe Befugnisse IOs implied powers Lehre)

· ergänzt das Gewaltverbot

· Zustimmung der Parteien erforderlich

· Mitwirkungspflicht

 (NICHT hinschreiben: Retorsion, Repressalie!!!! Häufiger Fehler)
4) Selbstbestimmungsrecht der Völker

…ergibt sich aus Art 1 Abs 2 und Art 55 SVN, aus Resolution der VN, und dem Menschenrechtspakt der UNO
wird allen Völkern zuerkannt (Volk=nach uti possidetis-Prinzip: jene Menschen, die innerhalb innerstaatlicher Grenzen leben (früher: gemeinsame ethnische und kulturelle Merkmale; heute nicht mehr) 
( Vorteil: Verhinderung von Zersplitterung des Staatsgebietes

( Nachteil: Entstehung neuer Minderheiten
Auch Gliedstaaten können sich auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker berufen, was für Russland besonders gefährlich ist. 

Befugnisse: 

· innere Selbstbestimmung (Völker können politische, rechtliche, wirtschaftliche und kulturelle Ordnung ohne Einmischung von außen frei wählen und ändern)

· äußere Selbstbestimmung (Anspruch auf Errichtung eines eigenen Staates) ist NICHT Prinzip der territorialen Integrität bestehender Staaten ( umstritten

5) Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten: 
…geregelt in den SVN (Satzung der Vereinten Nationen) (=ein universeller völkerrechtlicher Vertrag)
verankert in: 
· Universelle Dokumente (im Rahmen der UN geschlossen): 

· SVN (Satz der Vereinten Nationen) 1945 (inkl. Menschenrechte)

· Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 1948 (nur Resolutionen, nicht völkerrechtlich verbindlich)
· Völkermordkonvention 1948

· Menschenrechtspakte 1966

· Konvention über die Rechte des Kindes 1989

· Regionales Dokument: EMRK 1950 (verbindlich machen von Allg. Erkl. MR)
Europäische Konvention zum Schutz der Menschen- und Grundrechte ( einforderbar beim Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte EGMR
1) MR 1. Generation: bürgerliche + politische Rechte
zB Recht auf Leben, Freiheit, Folterverbot, freie Meinungs- & Vereinigungsfreiheit, aktives & passives Wahlrecht

2) MR 2. Generation: wirtschaftliche, soziale, kulturelle Rechte
zB Recht auf Arbeit, ärztl. Versorgung, Bildung
Rechtliche Bedeutung der Beschlüsse: 

1) ius cogens (=zwingendes Recht)

2) erga omnes: andere Staaten sind auch zur Geltendmachung berechtigt;  Ausnahme: Interventionsverbot

3) Menschenrechte sind universell (Geltung gegenüber jedermann)
(bei der Umsetzung bestehen beträchtliche Unterschiede: zB Vorrang der Scharia in islamischen Ländern

( Unterschied zwischen der Allg. Erkl. d. MR 1948 und der EMRK 1950: 


UNO
EMRK

	Resolution der Generalversammlung der VN = Beschluss einer int. Organisation
	Dokument des Europarates

= Konvention (=völkerrechtl. Vertrag zw. den Mitgliedern)

	Soft law – nicht verbindlicher Charakter
	verbindlicher Charakter

	Universelles Dokument
	regionales Dokument


( Wo sind die Menschenrechte bei den Vereinten Nationen geregelt? 

· Satzung der Vereinten Nationen 1945
· Resolution: Allg. Erklärung der MR 1948
· Menschenrechtspakte von 1966
Mechanismen zum Schutze der Menschenrechte

Träger der MR sind nicht Staaten, sondern Einzelpersonen, deswegen gibt es Mechanismen zum Schutze dieser Menschenrechte. 

Diese Aufgabe wurde Menschenrechtsorganen übertragen (UN-Menschenrechtsrat, das Ministerkomitee des Europarates, den Ständigen Rat der OSZE,…) 

( Regionalkonventionen: 

1. Europäische Menschenrechtskonvention 1950

2. Amerikanische Menschenrechtskonvention 1969

3. Afrikanische Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker 1981

( diese drei haben sogar eigene Gerichte zum Schutz der MR geschaffen

Vorreiter: Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg

Die VN haben noch keinen „Weltgerichtshof für MR“, aber viele Expertenorgane im Bereich der MR. Diese überprüfen die Staatenberichte durch den Menschenrechtsrat und durch spezielle Vertragsüberwachungsorgane (Menschenrechtsausschuss, Ausschuss über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, oder den Kirchenrechteausschuss). Der Menschenrechtsrat hat sog. Sonderberichterstatter, die die staatliche Situation schildern. Ebenso tätig werden internationaler Strafgerichtshof, Spezialtribunalen und der Sicherheitsrat. 

( UN Human Rights Council

· 47 Mitglieder

· ersetzt die frühere Menschenrechtskommission (53 Mitglieder)

· Stärkung und Schutz der Menschenrechte weltweit

· Basis ist UN-GV Resolution vom 15. März 2006

· untersucht Situationen von MR-Verletzungen und verabschiedet Empfehlungen

· geographische Verteilung: 13 Afrika, 13 Asien, 6 Osteuropäische Staaten, 8 Lateinamerika und Karibik, 7 Westeuropäische und andere Staaten

· Mitgliedern werden „höchste Standards“ bei Menschenrechten abverlangt; müssen sich periodisch überprüfen lassen

· Abwahl durch eine Zweidrittelmehrheit der GV möglich

( Internationale Gerichte: (4-6Punkte)

	
	Organisation
	Sitz
	Land

	IGH
	UN
	Den Haag
	Niederlande

	EGMR
	Europarat
	Strassburg
	Frankreich

	EUGH
	EU
	Luxenburg
	Luxenburg

	ICC (StrafGH)

(Mitgliedstaaten nicht automatisch unterworfen, sondern nur nach Beitritt) 
	UN
	Den Haag
	Niederlande




( ICC (International Criminal Court)

= eine IO und darf nach seinen Statuten nur im Rahmen der ihr von den MS übertragenen Kompetenzen handeln

( zuständig für alle Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die nach seinem Inkrafttreten begangen wurden

( Schutz/Organe/Verfahren für Menschenrechte (12P!!) 

zB: Nennen Sie universelle/regionale Verfahren für MR(Schutz) ( Folie vom Institut! 

Schutz
Organe
Verfahren

	IO Satzungen

MR Verträge
	1. pol. Organe

2. unabh. Expertenorgane
	UN-MR Rat OSZE

	Regionalkonferenzen
	1. Europ. MRK

2. Amerikan. MRK

3. Afrikan. Charta der MR
	eigene Gerichte

EGMR (Strassburg)

	VN 
	1. MR-Rat

2. spezielle Vertragsüberwachungsorgane
	1. Überprüfung von Staatsgebieten

2. Sonderberichterstatter (Sudan)

MR Ausschuss

Kinderrechtsausschuss

	VN
	Int. StrafGH

Spezialtribunale
	Völkermord

Ruanda

	VN
	Sicherheitsrat
	Kap. VII SVN (Somalia) 

Irak = R2P Lybien


Menschenrechte Skript: 
DIE ACHTUNG DER MENSCHENRECHTE & GRUNDFREIHEITEN 

1) Geschichte/Entwicklung

· bis zum 2.WK: innerstaatliche Angelegenheit
· meisten Verfassungen enthielten Grundrechtskataloge
+ subj.öff. Rechte gegenüber dem Staat meist durchsetzbar

· Maßnahmen gegen den verletzenden Staat aus Gründen der staatl. Souveränität nicht erlaubt (von außen)

· Änderung nach 2.WK: 

Drei Hauptziele der SVN: 

1) Achtung der Menschenrechte

2) Friedenssicherung

3) Entwicklungszusammenarbeit

· Basis: ALLGEMEINE ERKLÄRUNG DER MR 1948 
1. int. MR Pakte über bürgerl. & pol. Rechte (zB Recht auf Leben, Folterei- + Sklavereiverbot)

2. int. MR Pakte über wirtschaftl., soziale & kulturelle Rechte (zB Recht auf Arbeit, Bildung usw) 

+ multilaterale Spezialverträge (zB gegen Rassendiskr., Diskr. der Frau, gegen Völkermord usw)

( in den meisten Staaten der Welt ratifiziert ( einziges universell anerkanntes Wertesystem der Gegenwart

2) Schutzmechanismen 

Mechanismen zum Schutz und zur Durchsetzung der MR für Einzelpersonen

( eigene MR Organe (auf Grundlage der Satzung der IOs oder konkr. MR Verträge eingerichtet) 

zB politische Organe: 

- UN-MR Rat 

- Ministerkomitee des Europarates

- ständiger Rat der OSZE

- Generalversammlung der OAS 

- Versammlung der Staats- und Regierungschefs der Afrikan. Union

(aus Gründen der Objektivität zunehmend an unabhängige Expertenorgane übertragen

( drei wichtigsten Regionalkonventionen zum Schutz der MR: 

1. Europ. MR Konvention 1950 (EMRK) 

2. Amerikan. MR Konvention 1969

3. Afrikan. Charta der MR & der Rechte der Völker 1981

Besonderheit: haben eigene Gerichte
Vorreiter: EGMR in Strassburg 


( VN noch keinen „WeltGH für MR“ aber große Zahl an Expertenorganen

· wichtigstes Verfahren: Überprüfung von Staatsberichten durch den MRrat und 

durch spezielle Vertragsüberwachungsorgane (MRausschuss, Ausschuss über 

wirtschaftl., soziale & kulturelle Rechte, Kinderrechtsausschuss

· MR hat auch Sonderberichterstatter oder sonstige unabhängige Experten
· völkerstrafrechtl. Taten (zB Völkermord oder Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit) zB Lybien, Syrien ( Int. StrafGH in Den Haag oder 

Spezialtribunale zB für ehem. Jugoslawien 

· Sicherheitsrat hat Schutzverantwortung (Responsibility to protect R2P, zB 

gegenüber Elfenbeinküste und Lybien

Sicherheitsrat kann im Rahmen von Kap. VII SVN als Gefährdung der int. 

Sicherheit qualifizieren, verbindl. Wirtschaftssanktionen verhängen und sogar 

militär. Zwangsmaßnahmen zum Schutz der Bevölkerung gegen die eigene 

Regierung autorisieren.

3) Herausforderungen und Entwicklungen  

· Widerspruch zw. hohen universellen Standards und trauriger Realität in vielen Staaten Afrikas & Asiens
( viele Staaten (insb. China und die islam. Staaten) bewerten das westl. Engagement für MR als neue Form des Kolonialismus und bezweifeln die Universalität der Menschenrechte. 
Kollektive Rechte (Recht der Völker auf Selbstbestimmung, Entwicklung, Umwelt usw) haben größere Bedeutung als die individuellen (va. bürgerlichen und politischen Rechte) Rechte, die für den Westen absolute Priorität haben

( Bekämpfung der Armut 


( Prinzip der UNTEILBARKEIT und INTERPENDENZ der MR: 


wirtschaftl., soziale, kulturelle und kollektive Rechte sind danach genauso wichtig, 

wie politische und bürgerliche Rechte und sind in ihrem Schutz und in ihrer 

Durchsetzung voneinander abhängig

( moralische und politische Legitimität des Westens im globalen Diskurs über MR untergraben durch: 

- die globale Wirtschafts-, Finanz- und Nahrungsmittelkrise

- schwerwiegende MR Verletzungen durch die USA im „Krieg gegen den Terror“

( MR spielen zentrale Rolle in der Außen- und Entwicklungspolitik der EU, die seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon eine rechtsverbindliche Grundrechtecharta hat. 

( Anerkennung und Schutz grundlegender MR d. Individuums gegen Staaten und andere Machttragende wie transnationale Konzerne = wesentl. Errungenschaft der Moderne

( zentrale Herausforderung des 21. Jh: Stärkung effizienter Methoden zur Durchsetzung der universell anerkannten MR 

V. Völkerrechtliche Verantwortlichkeit und Haftung 
A. STAATENVERANTWORTLICHKEIT
Zurechnung zur Staatenverantwortlichkeit = Völkerrechtswidrigkeit

Voraussetzungen: 

· Unrechtsakt muss vorliegen (Tun/Unterlassen stimmt mit völkerrechtlicher Verpflichtung nicht überein) ( Teheran-Geißel-Fall (Duldung Staatsorgane)
· Schaden  muss zurechenbar sein (wenn von einem staatlichen Organ gesetzt: Verwaltung, Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit) ( Kofu-Kanal-Fall + Aufständische (spätere Regierung) 
· Verschulden irrelevant wegen mangelnder Beweisbarkeit

· Bsp: Verhalten von Aufständischen, welche dann zur neuen Regierung werden, wird dem Staat unter dieser Regierung zugerechnet. (Nicaragua-Fall [Anweisung von Staatsorganen], Kofu-Kanal-Fall, Ranbow-Warrior-Fall)

(alle Staatsorgane trifft die Staatenverantwortlichkeit. 

Rechtfertigungsgründe/Ausschluss der Völkerrechtswidrigkeit bei: 

· (Verzicht auf Geltendmachung)
· Einwilligung des verletzten Staates, Zustimmung
· Notwehr (nicht rechtswidrig)

· Gegenmaßnahme (siehe unten)
· höhere Gewalt (Aufstand, Ausweichung von Flugzeugen (bei Vulkanausbruch)
· Notlage (Person kann nicht anders handeln)

· Notstand (Staat: Ausweichen eines militärischen Flugzeugs um eine Kollision zu verhindern) 
( unwirksam/völkerrechtswidrig, wenn ius cogens verletzt wurde!!
Folgen der Völkerrechtswidrigkeit: 

· Unrecht muss beendet werden

· Wiedergutmachung durch Wiederherstellung des früheren Zustandes (restitutio in integrum)

· Schadenersatz (damnum emergens (=tatsächlicher Schaden) und lucrum cessans (=entgangener Gewinn))

· Genugtuung (Entschuldigung, Bedauern)
· Anspruch auf Garantie auf Nichtwiederholung! 
Geltendmachung der Verantwortlichkeit: 

· berechtigt ist der betroffene Staat, muss Ansprüche selbst geltend machen

· andere Staaten nur bei erga omnes Wirkung (zB Menschenrechtsverletzungen)

Durchsetzung der Ansprüche: 

· Gerichte, welche die Ansprüche durchsetzen sollten, bestehen nicht

· Gebot der friedlichen Streitbeilegung

· Staaten sind auf Selbsthilfe angewiesen (Repressalie oder Retorsion)
( Völkerrechtliche Konflikte – Sanktionsmöglichkeiten (Wie wird ein völkerrechtl. Konflikt gelöst?)
!!!

1. Es gibt keine völkerrechtlichen Gerichte, außer man unterwirft sich freiwillig einem Gericht (kompromissarische Klausel).

2. Das heißt, man muss friedliche Streitbelegung mit Verhandlungen versuchen. 

3. Wenn dies nicht möglich, dann Selbsthilfe: 

· RETORSION: grundsätzlich völkerrechtskonformer, aber unfreundlicher Akt, muss nicht verhältnismäßig sein

Bsp: Abbruch der diplomatischen Beziehungen, Streichung Wirtschaftshilfe

· GEGENMASSNAHME: grundsätzlich völkerrechtswidriger Akt, aber ausnahmsweise gerechtfertigt, weil es der Abstellung einer Völkerrechtsverletzung eines anderen Staates dient (..welcher die Abstellung einer VR Verletzung eines anderen Staates bewirkt)
Bsp: Aussetzen eines Vertrages. Hält sich ein Staat nicht an den Vertrag, kann sich ein anderer Staat auch nicht an den Vertrag halten. 

Voraussetzungen für eine Gegenmaßnahme:

· muss proportional zum Unrecht/ verhältnismäßig sein (geringes Unrecht – geringe Repressalie) 

· darf nicht gegen Gewaltverbot verstoßen

· darf nicht gegen grundlegende Menschenrechte verstoßen

· darf nicht gegen ius cogens (=zwingendes Recht: Gewaltverbot, grundl. MR, Selbstbest.Recht der Völker, Verbot d. Völkermords) verstoßen

· unterliegt bestimmten Normen des Diplomatenrecht 

· Mittel der friedliche Streitbeilegung müssen ausgeschöpft sein

· muss vorher angekündigt werden

· und bei Abstellung der VRverletzung wieder beendet werden
Für kollektive Gegenmaßnahmen im Rahmen einer IO wird der Begriff SANKTION verwendet. Im Rahmen der VN ist der UN Sicherheitsrat hierzu nach Art 41 UN Charta im Falle einer Friedensbedrohung zuständig. 
Unterschied: 

- Retorsion ist völkerrechtskonform (nicht verhältnismäßig)

- Repressalie ist völkerrechtswidrig (verhältnismäßig)
B. Andere Formen der Verantwortlichkeit und Haftung: 

Einige Konventionen sehen Schadenersatzanspruch auch dann vor, wenn nur SCHADEN und ohne Rechtsverletzung vorliegt. 

Nach der Verabschiedung der Artikel über die Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidriges Verhalten hat sich die International Law Commission der VN der Erarbeitung von Grundsätzen der völkerrechtl. Verantwortlichkeit von IOs zugewendet. Die von ihr vorgesehene weitgehende Übernahme von Prinzipien der Staatenverantwortlichkeit ist dabei jedoch nicht umstritten geblieben. 

(Bsp: Weltraumtätigkeiten ( Weltraumhartungsübereinkommen)
STICHWORTE: 

1. „nicht ausdrücklich aus der Charta/den Satzungen ergibt…“ ( BLOCK implied powers Lehre 
2. „grundlegende Änderung der Umstände“ ( clausula rebus sic stantibus (eig. aus der Stoffabgrenzung rausgenommen) gehört zu Vertragsbeendigung

3. „Gewaltandrohung“ oder „droht Gewalt an“ ( BLOCK Gewaltverbot Art 2 Abs 4 

4. „diplom. Schutzrecht“ ( BLOCK dipl. Schutzrecht

5. „friedenserhaltende Operationen“ ( Block peace keeping operations

6. „Zuständigkeit des IGH“ oder „ist dem IGH automatisch unterworfen“ ( IGH Block, nicht automatisch unterworfen, nur freiwillig unterwerfen: Kompromiss usw.)

7. „Abbruch dipl. Beziehungen“ ( RETORSION (+ Gegenmaßnahme als Gegenteil)

8. „ist das als Gegenmaßnahme zu werten?“ oder „beurteilen Sie die Gegenmaßnahme ( BLOCK GEGENMASSNAHME (+Retorsion ergänzen)

9. „Vermittlung“ oder „vermittelt“ oder „ist der Vermittler an den Vertrag gebunden?“ ( BLOCK Vermittlung, Vermittler ist NICHT daran gebunden, er leistet materielle Beiträge durch Zuckerbrot und Peitsche
10.  „Selbstverteidigung“ ( BLOCK Selbstverteidigung

11.  „das eine Gericht steht über dem anderen Gericht“ oder „kann das eine das andere Gericht klagen?“ (bei zwei verschiedenen Staaten) ( souveräne Gleichheit (par in parem)

Fälle: 

- Völkergewohnheitsrecht: 

· Nordsee-Festlandsockel-Fall

· Asyl-Fall

· Durchgangsrecht über indisches Gebiet-Fall

- Nottebohm-Fall (genuine link)

- Staatenverantwortlichkeit: 

· Teheran-Geisel-Fall

· Nicaragua-Fall

· Kofu-Kanal-Fall 

Übungsfälle: 

1. Stichwörter im Fall: „friedenserhaltende (peacekeeping) Truppen“, 10 von 15 Mitglieder im SR dafür
Lösung: IO: implied powers Lehre + DEF (2P+2P)


  Aufgabe UNO: Frieden + Sicherheit gewährleisten (1P)


  Abstimmung: 9/15 Mitglieder notwendig, Vetorecht der 5 ständigen 

  Mitglieder, Mehrheit gegeben
  Veto: China enthält sich ( kein Veto ( Beschluss wirksam

2. Stichwort: „dipl. Beziehung beendet“

Lösung: keine Gegenmaßnahme, sondern Retorsion (VR konform, aber unfreundlicher Akt = pol. Ermessensentscheidung) 

VR Verantwortlichkeit notwendig: Unrechtsakt + Zurechnung

Retorsion ≠ VRwidrig, kein Unrechtsakt (keine Staatenverantwortlichkeit

3. „droht mit Enteignung + militär. Besetzung“ 

Lösung: militär. Besetzung verstößt gegen Gewaltverbot Art 2 Abs 4 SVN, auch bloße Androhung von Gewalt

Enteignung: unzulässig, geht nur, wenn im öff. Interesse + Entschädigung muss erfolgen (2P)

4. „Staat Renovierung Botschaftsräume“ 

Lösung: 1. Staatenimmunität, 2. par in parem non habet imperium, 3. keine absolute, sondern relative Immunität, 4. nicht Zweck sondern auf Natur der Handlung abgestellt, 5. Renovieren der Botschaft = privat ( acte iure gestionis ( kein Immunität ( Staat kann geklagt werden

[( dipl. Schutzrecht

 ( nicht auf die Natur der Handlung sondern auf den Zweck des Vermögens abgestellt]

5. „nicht self-executing“ 

Lösung: 1. es gibt VRVerpflichtung, dass man non self executing Verträge in nationales Recht umsetzt ( wird aus bona fides + estoppel Prinzip + DEF abgestellt (5P); 2. Unrechtsakt + zurechenbar ( es kommt daher zu Staatenverantwortlichkeit; Folge: man darf Gegenmaßnahme setzen

6. „enteignet“, „dipl. Schutzrecht“ 

Lösung: 1. dipl. Schutzrecht DEF + 4 Vorausetzungen, staatszugeh. bei jur. Personen näher ausführen ( Sitz oder Gründungsort; 2. Staatenimmunität, par in parem non habet imperium, keine absolute sondern relative Immunität, ergibt sich nicht aus Zweck sondern Natur der Handlung, hier Enteignung, acte iure imperii ( Immunität ( keine Klage möglich! 

7. Drei-Elemente-Lehre: Volk, Gebiet, Gewalt (nicht def.), Anerkennung nur deklarator. Indizien, Problem: Staatennachfolge ( W. Konv. in Staatennachfolge in Verträge 1978, automatisch: gebietsbezog./radizierte Verträge, nicht automatisch: höchstpersönl. + politische Verträge
Präjudizien: Art 59 IGH Statut sagt, es gibt kein Case Law ( keine Präjudizien ABER ein DE FACTO CASE LAW bei der Auslegung von Völkerrecht
8. a) nicht automatisch unterworfen ( freiwillige Unterwerfung (Kompromiss, kompromissarische Klausel, Fakultativklausel); Problem hier: Staatenverantwortlichkeit: Unrechtsakt + zurechenbar (Aufstand=Rechtfertigungsgrund (höhere Gewalt!)

b) Schadenersatz vor staatl. Gericht, vor anderem Staat: nein

Staatenimmunität, par in parem non habet imperium, relative Immunität, Natur der Handlung, wenn es zertrümmert wird ist es deliktische Handlung = Ausnahme von Immunität! ( KEINE Immunität ( es kann geklagt werden

NORMEN: 

1.  Art 38 IGH Statut (Rechtsquellen) 

2.  WVK I (Wiener Vertragsrechtskonvention); in Kraft 1980

3.  WVK II (nicht in Kraft) 

4.  Wiener Konvention über Staatennachfolge

5.  Art 65, 66/2 B-VG 

6.  Art 50, 16 B-VG

7.  Art 9 B-VG

8.  Art 2 Abs 4 Satzung der VN, Gewaltverbot

9.  Art 51 SVN Selbstverteidigungsrecht

10.  Art 1 Abs 2 + Art 55 SVN 

11.  Art 102 Registrierungspflicht

12.  Selbstbestimmungsrecht der Völker

13.  Allgemeine Erklärung der MR (VN)

14.  EMRK (Europarat)  
???
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